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Bekanntmachung
der Neufassung der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Bayern (GO)

Vom 14. Dezember 1970

Auf Grund des § 24 des Gesetzes zur Vereinfachung 
verwaltungsrechtlicher Vorschriften vom 27. Oktober 
1970 (GVB1.S.469) wird nachstehend der Wortlaut der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern vom 
25. Januar 1952 (BayBS I S. 461) in der vom 1. Nov. 
1970 an geltenden Fassung*) neu bekanntgemacht.

München, den 14. Dezember 1970

Bayerisches Staatsministcrium des Innern

Dr. Merk, Staatsminister

*) Diese Fassung enthält nicht die Änderungen auf Grund 
der Gesetze vom 23. Juni 1966 (GVB1. S. 195), geändert am 
24. September 1970 (GVB1. S. 421), und vom 31. Juli 1970 
(GVB1. S. 362), die erst am 1. Mai 1972 in Kraft treten.

Gemeindeordnung
für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14. Dezember 1970

Erster  Teil

Wesen und Aufgabe der Gemeinden

1. Abschnitt

Begriff, Benennung und Hoheitszeichen

Art. 1 

Begriff

Die Gemeinden sind ursprüngliche Gebietskörper- 
schaften mit dem Recht, die örtlichen Angelegenhei­
ten im Rahmen der Gesetze zu ordnen, und zu ver­
walten. Sie bilden die Grundlagen des Staates und 
des demokratischen Leb'tns.

Art. 2 

Name

(1) Die Gemeinden haben ein Recht auf ihren 
geschichtlichen Namen.

(2) Wegen eines dringenden öffentlichen Bedürf­
nisses kann die Regierung nach Anhörung des Ge­
meinderats und der beteiligten Gemeindebürger den 
Namen einer Gemeinde oder eines Gemeindeteils 
ändern oder den Namen eines Gemeindeteils auf- 
heben.

(3) Nach Anhörung der Bürger der beteiligten Ge­
meinden bestimmt das Staatsministerium des Innern 
den Namen einer neu zu bildenden Gemeinde. Nach

Anhörung des Gemeinderats und  der beteiligten 
Gemeindebürger kann die Regierung einem bewohn­
ten Gemeindeteil einen Namen geben.

(4) Mit Zustimmung des Staatsministeriums des 
Innern können Gemeinden ihrem Namen oder dem 
eines Gemeindeteils eine Bezeichnung beifügen, die 
auf deren Vergangenheit oder heutige Bedeutung 
oder auf deren Lage hinweist.

(5) Die Entscheidung (Absätze 2 und 3) und Zu­
stimmung (Absatz 4) sind im Bayerischen Staats­
anzeiger bekanntzumachen.

Art. 3

Städte und Märkte

(1) Städte und Märkte heißen die Gemeinden, die 
diese Bezeichnung nach bisherigem Recht führen 
oder denen sie durch das Staatsministerium des In­
nern neu verliehen wird.

(2) Die Bezeichnung Stadt oder Markt darf nur an 
Gemeinden verliehen werden, die nach Einwohner­
zahl, Siedlungsform und wirtschaftlichen Verhältnis­
sen der Bezeichnung entsprechen.

(3) Die Stadt München führt die Bezeichnung 
Landeshauptstadt.

Art. 4

Wappen und Fahnen; Dienstsiegel

(1) Die Gemeinden können ihre geschichtlichen 
Wappen und Fahnen führen. Die Änderung bestehen­
der und die Annahme neuer Wappen und Fahnen 
bedarf der Zustimmung der Regierung.

(2) Gemeinden mit eigenem Wappen führen dieses 
in ihrem Dienstsiegel. Die übrigen Gemeinden füh­
ren in ihrem Dienstsiegel das kleine Staatswappen.

(3) Von Dritten dürfen Wappen und Fahnen der 
Gemeinde nur mit deren Genehmigung verwendet 
werden.

2. Abschnitt

Rechtsstellung und Wirkungskreis

Art. 5

Kreisangehörigkeit und Kreisfreiheit

(1) Die Gemeinden sind kreisangehörig oder kreis­
frei.

(2) Kreisfrei sind die Gemeinden, die diese Eigen­
schaft beim Inkrafttreten dieses Gesetzes besitzen.

(3) Mit Zustimmung des Landtags können Ge­
meinden mit mehr als 25 000 Einwohnern bei ent-
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sprechender Bedeutung nach Anhörung des Kreis­
tags durch Rechtsverordnung der Staatsregierung 
für kreisfrei erklärt werden. Hierbei ist auf die 
Leistungsfähigkeit des Landkreises Rücksicht zu 
nehmen. Die Rechtsverordnung kann finanzielle Ver­
pflichtungen der ausscheidenden Gemeinde gegen­
über dem Landkreis festlegen. Im übrigen werden 
die vermögensrechtlichen Verhältnisse durch Über­
einkunft zwischen dem Landkreis und der ausschei­
denden  Gemeinde  geregelt.  Der  Übereinkunft 
kommt mit dem in ihr bestimmten Zeitpunkt, frü­
hestens jedoch mit Inkrafttreten der Rechtsverord­
nung unmittelbar rechtsbegründende Wirkung zu. 
Kommt eine Übereinkunft nicht zustande, so ent­
scheiden das Verwaltungsgericht und in der Beru­
fungsinstanz der Verwaltungsgerichtshof als Schieds­
gerichte.

(4)  Durch Rechtsverordnung der Staatsregierung, 
die der Zustimmung des Landtags bedarf, können 
kreisfreie Gemeinden nach Feststellung des Mehr­
heitswillens der Gemeindebürger auf Antrag der 
Gemeinde und nach Anhörung des Kreistags wieder 
einem Landkreis zugeteilt werden. Für die Regelung 
der vermögensrechtlichen Verhältnisse gelten Ab­
satz 3 Sätze 3 bis 6 sinngemäß.

Art. 6

Allseitiger Wirkungskreis

(1) Den Gemeinden steht in ihrem Gebiet die Er­
füllung aller öffentlichen Aufgaben zu. Ausnahmen 
bedürfen eines Gesetzes.

(2) Die Gemeindeaufgaben sind eigene oder über­
tragene Angelegenheiten.

Art. 7

Eigene Angelegenheiten

(1) Der eigene Wirkungskreis der Gemeinden um­
faßt alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft 
(Art. 83 Abs. 1 der Verfassung).

(2) In Angelegenheiten des eigenen Wirkungskrei­
ses handeln die Gemeinden nach eigenem Ermessen. 
Sie sind nur an die gesetzlichen Vorschriften ge­
bunden.

Art. 8

Übertragene Angelegenheiten

(1) Der übertragene Wirkungskreis der Gemeinden 
umfaßt alle Angelegenheiten, die das Gesetz den Ge­
meinden zur Besorgung namens des Staates oder 
anderer  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts 
zuweist.

(2) Für die Erledigung übertragener Angelegen­
heiten können die zuständigen Staatsbehörden den 
Gemeinden Weisungen erteilen.

(3) Den Gemeinden, insbesondere den kreisfreien 
Gemeinden, können Angelegenheiten auch zur selb­
ständigen Besorgung übertragen werden. Art. 7 Abs. 
2 ist hierbei sinngemäß anzuwenden.

(4) Bei der Zuweisung von Angelegenheiten sind 
gleichzeitig die notwendigen Mittel zur Verfügung 
zu stellen.

Art. 9

Aufgaben der Kreisverwaltung

(1) Die kreisfreien Gemeinden erfüllen in ihrem 
Gebiet auch alle Aufgaben, die sonst der Kreisver­
waltung obliegen.

(2) Das Staatsministerium des Innern kann nach 
Anhörung des Kreistags größeren kreisangehörigen 
Gemeinden auf ihren Antrag bestimmte Aufgaben 
der Kreisverwaltung übertragen.

3. Abschnitt

Gemeindegebiet und gemeindefreies Gebiet 

Art. 10

Gemeindegebiet und Bestandsgarantie

(1) Jeder Teil des Staatsgebietes ist grundsätzlich 
einer Gemeinde zugewiesen. Die Gesamtheit der zu 
einer Gemeinde gehörenden Grundstücke bildet das 
Gemeindegebiet.

(2) Die Gemeinden haben ein Recht auf Erhaltung 
ihres Bestands und ihres Gebiets unbeschadet der 
Vorschrift des Art. 11.

Art. 10 a

Gemeindefreie Gebiete

(1) Die keiner Gemeinde zugewiesenen Teile des 
Staatsgebiets sind  gemeindefreie  (ausmärkische) 
Gebiete.

(2) Die Aufgaben, die aus Gründen des öffentlichen 
Wohls erfüllt werden müssen und die in den kreis­
angehörigen Gemeinden zum eigenen Wirkungskreis 
gehören,  nimmt im gemeindefreien  Gebiet  der 
Grundstückseigentümer auf seine Kosten wahr. Ge­
hören die Grundstücke verschiedenen Eigentümern, 
so erfüllen diese die Aufgaben gemeinsam und tra­
gen die Kosten anteilig nach dem Verhältnis der 
Größe der Fläche ihrer im gemeindefreien Gebiet 
gelegenen Grundstücke; forstwirtschaftlich genützte 
Flächen sind zu zwei Dritteln und minderwertige 
landwirtschaftliche Nutzflächen (insbesondere Hu­
tungen, Streuwiesen und Ödländereien) zu einem 
Drittel  anzurechnen.  Die  Grundstückseigentümer 
können die Verteilung der Aufgaben und die Ko­
stentragung mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
in anderer Weise vereinbaren, wenn dadurch die 
Erfüllung der Aufgaben nicht gefährdet wird.

(3) Wenn es zur ordnungsmäßigen Erfüllung der 
Aufgaben nach Absatz 2 erforderlich ist, kann die 
Aufsichtsbehörde den Eigentümer der größten an­
rechenbaren  Grundstücksfläche  verpflichten,  die 
Aufgaben im ganzen gemeindefreien Gebiet zu er­
füllen; die anderen Grundstückseigentümer haben 
sich an den notwendigen Kosten, die hieraus ent­
stehen, nach dem Verhältnis der anrechenbaren 
Größe  ihrer  Grundstücksflächen  zu  beteiligen. 
Werden die Kosten nicht innerhalb von drei Mona­
ten erstattet, so setzt die Aufsichtsbehörde die auf 
die einzelnen Grundstückseigentümer entfallenden 
Erstattungsbeträge fest und zieht sie für den ver­
pflichteten  Grundstückseigentümer  wie  Verwal­
tungskosten ein.

(4) Bewirkt die Kostenverteilung nach dem Ver­
hältnis der anrechenbaren Größe der Grundstücks­
flächen (Absatz 2 Satz 2) für einzelne Eigentümer 
eine besondere Härte und kommt eine Vereinbarung 
nach Absatz 2 Satz 3 innerhalb einer auf Antrag 
eines Beteiligten von der Aufsichtsbehörde zu set­
zenden Frist von drei Monaten nicht zustande, so 
setzt die Aufsichtsbehörde die von den einzelnen 
Grundstückseigentümern zu tragenden Kostenanteile 
fest. Dabei sind insbesondere das Verhältnis der 
Anteile der einzelnen Eigentümer an der Kreisum­
lage und die ihnen erwachsenden Vorteile zu berück­
sichtigen. Absatz 3 Satz 2 gilt sinngemäß.

(5) Die hoheitlichen Befugnisse, die im Gemeinde­
gebiet den kreisangehörigen Gemeinden zustehen, 
übt im gemeindefreien Gebiet das Landratsamt als 
untere staatliche Verwaltungsbehörde aus. Es erle­
digt ferner alle Aufgaben, die zum übertragenen 
Wirkungskreis einer Gemeinde gehören.

(6) Die Absätze 2 bis 5 gelten nicht, soweit die 
Erfüllung von Aufgaben des eigenen Wirkungskrei­
ses oder die Ausübung hoheitlicher Befugnisse und 
die Wahrnehmung von Aufgaben des übertragenen
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Wirkungskreises im gemeindefreien Gebiet durch 
besondere Rechtsvorschriften anders geregelt sind.

(7) Aufsichtsbehörde über die gemeindefreien Ge­
biete für die Aufgaben nach den Absätzen 2 bis 4 ist 
das Landratsamt als untere staatliche Verwaltungs­
behörde. Für die Aufsicht gelten die Art. 108, 109 
Abs. 1, 111 bis 113 entsprechend.

(8) Die gemeindefreien Gebiete oder Teile hiervon 
werden vom Staatsministerium des Innern benannt.

Art. 11 

Änderungen

(1) Gemeindefreie Gebiete oder Teile hiervon sind 
auf Antrag angrenzender Gemeinden in diese ein­
zugliedern, wenn nicht dringende Gründe des öffent­
lichen Wohls entgegenstehen. Beantragen mehrere 
Gemeinden die Eingliederung, so richtet sich die 
Entscheidung darüber, ob und in welchem Umfang 
den Anträgen stattgegeben wird, nach Gründen des 
öffentlichen Wohls. Aus den gleichen Gründen kön­
nen Entscheidungen nach den Sätzen 1 und 2 auch 
von Amts wegen getroffen werden; dabei können 
auch neue Gemeinden gebildet werden. Falls drin­
gende Gründe des öffentlichen Wohls vorliegen, 
können auf Antrag oder von Amts wegen unbe­
wohntes Gemeindegebiet oder Teile hiervon einem 
gemeindefreien Gebiet angegliedert oder zu einem 
neuen gemeindefreien Gebiet erklärt werden. Vor­
der Änderung sind die beteiligten Gemeinderäte und 
Kreistage sowie die Eigentümer der gemeindefreien 
Grundstücke im Änderungsgebiet zu hören. Für die 
Kreisbürger, die seit mindestens 6 Monaten im 
Änderungsgebiet ihren Aufenthalt haben, kann eine 
geheime Abstimmung angeordnet werden.

(2) Änderungen im Bestand oder Gebiet der Ge­
meinden können auf Antrag oder von Amts wegen 
unbeschadet des Abs. 1 verfügt werden,
1. wenn die beteiligten Gemeinderäte einverstanden 
sind;

2. gegen den Willen der beteiligten Gemeinderäte, 
falls dringende Gründe des öffentlichen Wohls 
vorliegen.

Den Gemeindebürgern, deren gemeindliche Zugehö­
rigkeit wechselt, soll Gelegenheit gegeben werden, 
zu der Änderung in geheimer Abstimmung Stellung 
zu nehmen.

Art. 12

Zuständigkeiten für die Änderung

(1) Die in Art. 11 genannten Änderungen verfügt

1. das Landratsamt, wenn unbewohnte Teile von 
Gemeindegebiet umgemeindet werden,

2. die Regierung, wenn

a) bewohnte Teile von Gemeindegebiet umge­
meindet oder

b) gemeindefreie Gebiete oder Teile hiervon ein- 
meindet oder anderen gemeindefreien Gebieten 
angegliedert oder

c) unbewohnte Teile von Gemeindegebiet gemein- 
defreien Gebieten angegliedert oder zu einem 
neuen gemeindefreien Gebiet erklärt werden,

3. das Staatsministerium des Innern bei Änderun­
gen im Bestand von Gemeinden.

(2) Hängen Änderungen, für die nach Absatz 1 
verschiedene Behörden zuständig wären, rechtlich 
oder sachlich zusammen, so verfügt sie die höchste 
der beteiligten Behörden.

Art. 13

Folgen der Änderungen

(1) Die zuständige Behörde (Art. 12) bestimmt den 
Zeitpunkt der Rechtswirksamkeit der Änderung und

regelt die mit ihr zusammenhängenden Rechts- und 
Verwaltungsfragen einschließlich des Ortsrechts. Sie 
kann insbesondere eine Neuwahl oder Ergänzung 
der gemeindlichen Vertretungsorgane für den Rest 
der Wahlzeit anordnen. Beträgt der Rest der Wahl­
zeit weniger als ein Jahr, so kann die zuständige 
Behörde bestimmen, daß die Wahlzeit der neu ge­
wählten Vertretungsorgane erst mit Ablauf der fol­
genden Wahlzelt endet.

(2) Die vermögensrechtlichen Verhältnisse werden 
durch Übereinkunft der beteiligten Gemeinden ge­
regelt. Der Übereinkunft kommt mit dem in ihr be­
stimmten Zeitpunkt, frühestens jedoch mit Rechts­
wirksamkeit der Änderung unmittelbar rechtsbe­
gründende Wirkung zu. Kommt eine Übereinkunft 
nicht zustande, so entscheiden das Verwaltungsge­
richt und in der Berufungsinstanz der Verwaltungs­
gerichtshof als Schiedsgerichte.

(3) Soweit der Aufenthalt Voraussetzung für Rech­
te und Pflichten ist, gilt in den Fällen des Art. 11 
Abs. 2 der vor der Änderung liegende Aufenthalt 
im Änderungsgebiet als Aufenthalt in der neuen 
Gemeinde.

Art. 13 a

Vermögensrechtliche Sonderregelungen

(1) Bevor eine unbewohnte Gemeinde aufgelöst 
und ihr Gebiet einem gemeindefreien Gebiet ange­
gliedert oder zu einem gemeindefreien Gebiet er­
klärt wird, regelt die Regierung deren vermögens­
rechtliche Verhältnisse. Die Regelung erlangt mit 
der Auflösung der Gemeinde unmittelbar rechtsbe­
gründende Wirkung.

(2) Das unbewegliche Verwaltungsvermögen der 
Gemeinde ist den Eigentümern der im künftigen ge­
meindefreien Gebiet gelegenen Grundstücke, deren 
Interessen oder Maßnahmen zu der Änderung nach 
Absatz 1 geführt haben, zu Miteigentum nach Bruch­
teilen zu übertragen, soweit sie es für ihre öffent­
lichen Aufgaben benötigen. Die Miteigentumsanteile 
bestimmen sich nach dem Verhältnis der Einheits­
werte der in Satz 1 genannten Grundstücke. Die für 
Zwecke des unbeweglichen Verwaltungsvermögens 
eingegangenen Verbindlichkeiten sind mit der Über­
tragung dieses Vermögens auf die in Satz 1 genann­
ten Grundstückseigentümer als Gesamtschuldner zu 
übertragen. Für die Verpflichtung der Grundstücks­
eigentümer untereinander gilt Satz 2 sinngemäß.

(3) Das sonstige Vermögen der Gemeinde ist dem 
Landkreis zu übertragen; die in Absatz 2 Satz 3 
nicht erfaßten und die sonstigen Verbindlichkeiten 
sind bis zur Höhe des Wertes des ihm übertragenen 
Vermögens auf den Landkreis, im übrigen auf die in 
Absatz 2 Satz 1 genannten Grundstückseigentümer 
als Gesamtschuldner zu übertragen. Für die Ver­
pflichtung der Grundstückseigentümer untereinan­
der gilt Absatz 2 Satz 2 sinngemäß.

(4) Wird durch die Auflösung einer unbewohnten 
Gemeinde die Leistungsfähigkeit oder das Vermö­
gen einer anderen Gemeinde oder sonstigen Körper­
schaft des öffentlichen Rechts beeinträchtigt, so ist 
der Landkreis, dem das sonstige Vermögen der Ge­
meinde übertragen wurde, verpflichtet, dafür einen 
Ausgleich zu gewähren. Soweit das dem Landkreis 
übertragene Vermögen dazu nicht ausreicht, sind die 
in Absatz 2 Satz 1 genannten Grundstückseigentü­
mer als Gesamtschuldner hierzu verpflichtet. Für 
die Verpflichtung der Grundstückseigentümer un­
tereinander gilt Absatz 2 Satz 2 sinngemäß.

(5) Wird aus dem ganzen Gebiet oder einem Teil­
gebiet einer aufgelösten Gemeinde, das einem ge­
meindefreien Gebiet angegliedert oder zu einem ge­
meindefreien Gebiet erklärt wurde, wieder eine Ge­
meinde gebildet oder wird solches Gebiet in eine 
Gemeinde eingegliedert, so überträgt die Regierung
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das den Grundstückseigentümern dieses Gebiets 
übertragene, auf diesem Gebiet gelegene, unbeweg­
liche Verwaltungsvermögen unentgeltlich auf die 
Gemeinde. Sie überträgt der Gemeinde ferner die 
nach Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 Satz 1 überge­
gangenen Verbindlichkeiten. Die Regelung erlangt 
mit der Unanfechtbarkeit der Verfügung der Regie­
rung unmittelbar rechtsbegründende Wirkung.

(6) Das Staatsministerium des Innern wird er­
mächtigt, durch Rechtsverordnung das Verfahren 
näher zu regeln und darin Vorschriften über die Be­
stellung und die Aufgaben eines Gemeindeverwal­
ters aufzulösender Gemeinden zu erlassen.

Art. 14

Bekanntmachung; Gebühren

(1) Änderungen gemäß Art. 11 sind im Amtsblatt 
der verfügenden Behörde, wenn das Staatsministe­
rium des Innern zuständig ist, im Bayerischen 
Staatsanzeiger bekanntzumachen.

(2) Für Änderungen nach Art. 11 und Rechtshand­
lungen, die aus Anlaß solcher Änderungen erforder­
lich sind, werden landesrechtlich geregelte Abgaben 
nicht erhoben.

4. Abschnitt

Rechte und Pflichten der Gemeindeangehörigen

Art. 15

Einwohner und Bürger

(1) Gemeindeangehörige sind alle Gemeindeein­
wohner. Sie haben gegenüber der Gemeinde die glei­
chen Rechte und Pflichten. Ausnahmen bedürfen 
eines besonderen Rechtstitels.

(2) Gemeindebürger sind die Gemeindeangehöri­
gen, die in ihrer Gemeinde das Recht, an den Ge­
meindewahlen teilzunehmen, besitzen.

Art. 16

Ehrenbürgerrecht

(1) Die Gemeinden können Persönlichkeiten, die 
sich um sie besonders verdient gemacht haben, zu 
Ehrenbürgern ernennen.

(2) Die Gemeinden können die Ernennung zu Eh­
renbürgern wegen unwürdigen Verhaltens wider­
rufen; der Beschluß bedarf einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Ge­
meinderats.

Art. 17 

Wahlrecht

Die Gemeindebürger wählen den Gemeinderat und 
mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim­
men den ersten Bürgermeister.

Art. 18

Mitberatungsrecht (Bürgerversammlung)

(1) In jeder Gemeinde hat der erste Bürgermei­
ster mindestens einmal jährlich, auf Verlangen des 
Gemeinderats auch öfter, eine Bürgerversammlung 
zur Erörterung gemeindlicher Angelegenheiten ein­
zuberufen. Das Wort können grundsätzlich nur Ge­
meindebürger erhalten. Ausnahmen kann die Bür­
gerversammlung beschließen. Den Vorsitz in der 
Versammlung führt der erste Bürgermeister oder 
ein von ihm bestellter Vertreter.

(2) In größeren Gemeinden sollen Bürgerversamm­
lungen auf Teile des Gemeindegebiets beschränkt 
werden.

(3) Empfehlungen der Bürgerversammlungen müs­
sen innerhalb einer Frist von drei Monaten vom 
Gemeinderat behandelt werden.

Art. 19

Ehrenamtliche Tätigkeit

(1) Die zu Gemeindeämtern wählbaren Gemeinde­
bürger nehmen nach den gesetzlichen Vorschriften 
an der Verwaltung der Gemeinde teil. Sie sind zur 
Übernahme gemeindlicher Ehrenämter verpflichtet.

(2) Die wählbaren Gemeindebürger können die 
Übernahme von Ehrenämtern nur aus wichtigen 
Gründen ablehnen. Als wichtiger Grund ist es ins­
besondere anzusehen, wenn der Verpflichtete durch 
sein Alter, seine Berufs- oder Familienverhältnisse, 
seinen Gesundheitszustand oder sonstige in seiner 
Person liegende Umstände an der Übernahme des 
Amtes verhindert ist.

(3) Ob ein wichtiger Grund vorliegt, entscheidet 
der Gemeinderat. Er kann die unbegründete Ableh­
nung von Ehrenämtern mit Ordnungsgeld bis zu 
fünfhundert Deutschen Mark ahnden.

(4) Die Vorschriften in den Absätzen 2 und 3 gelten 
entsprechend für die Niederlegung von Ehrenämtern; 
für die Niederlegung des Amtes eines ehrenamtli­
chen Bürgermeisters gelten die besonderen gesetz­
lichen Vorschriften.

Art. 20

Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht

(1) Ehrenamtlich tätige Gemeindebürger sind ver­
pflichtet, ihre Obliegenheiten gewissenhaft wahrzu­
nehmen.

(2) Sie haben über die ihnen bei ihrer ehrenamtli­
chen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenhei­
ten Verschwiegenheit zu bewahren; das gilt nicht 
für Mitteilungen im amtlichen Verkehr und über 
Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeu­
tung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Sie dür­
fen die Kenntnis der nach Satz 1 geheimzuhalten­
den Angelegenheiten nicht unbefugt verwerten. Sie 
haben auf Verlangen des Gemeinderats amtliche 
Schriftstücke, Zeichnungen, bildliche Darstellungen 
und Aufzeichnungen jeder Art über dienstliche Vor­
gänge herauszugeben, auch soweit es sich um Wie­
dergaben handelt. Diese Verpflichtungen bestehen 
auch nach Beendigung des Ehrenamts fort. Die Her­
ausgabepflicht trifft auch die Hinterbliebenen und 
Erben.

(3) Wer den Verpflichtungen der Absätze 1 und 2 
schuldhaft zuwiderhandclt, kannt, unbeschadet der 
zivilrechtlichen Haftung und der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit, vom Gemeinderat im Einzelfall 
mit Ordnungsgeld bis zu fünfhundert Deutschen 
Mark belegt werden.

(4) Für die ehrenamtlichen Bürgermeister gelten 
die besonderen gesetzlichen Vorschriften.

Art. 20 a 

Entschädigung

(1) Ehrenamtlich tätigen Gemeindebürgern kann 
eine angemessene Entschädigung gewährt werden. 
Das Nähere wird durch Satzung bestimmt. Auf eine 
satzungsmäßig bestimmte Entschädigung kann nicht 
verzichtet werden; der Anspruch darauf ist nicht 
übertragbar.

(2) Ehrenamtlich tätige  Gemeindebürger haben 
ferner wie folgt Anspruch auf Ersatz des Verdienst­
ausfalls:

1. Angestellte und Arbeiter erhalten den ihnen ent­
standenen nachgewiesenen Verdienstausfall ent­
schädigt.

2. Selbständig Tätige können für die durch die Teil­
nahme an Sitzungen entstehende Zeitversäumnis 
eine Verdienstausfallentschädigung erhalten, die 
auf der Grundlage eines satzungsmäßig festzule-
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genden Pauschalsatzes für je eine Stunde Sit­
zungsdauer gewährt wird.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die ehren­
amtlichen ersten Bürgermeister; für sie und für die 
ehrenamtlichen weiteren Bürgermeister gelten die 
besonderen gesetzlichen Vorschriften.

Art. 21

Benutzung öffentlicher Einrichtungen, 
Tragung der Gemeindelasten

(1) Alle Gemeindeangehörigen sind nach den be­
stehenden allgemeinen Vorschriften berechtigt, die 
öffentlichen Einrichtungen der Gemeinde zu benut­
zen. Sie sind verpflichtet, die Gemeindelasten zu 
tragen.

(2) Auswärts wohnende Personen haben für ihren 
Grundbesitz oder ihre gewerblichen Niederlassun­
gen im Gemeindegebiet gegenüber der Gemeinde die 
gleichen Rechte und Pflichten wie ortsansässige 
Grundbesitzer und Gewerbetreibende.

(3) Die Vorschriften in den Absätzen 1 und 2 finden 
auf juristische Personen und Personenvereinigungen 
entsprechende Anwendung.

(4) Die Benutzung der öffentlichen, dem Gemein­
gebrauch dienenden Einrichtungen steht nach Maß­
gabe der bestehenden Vorschriften jedermann zu.

5. Abschnitt

Gemeindehoheit

Art. 22

Verwaltungs- und Finanzhoheit

(1) Die Hoheitsgewalt der Gemeinde umfaßt das 
Gemeindegebiet und seine  gesamte  Bevölkerung 
(Gemeindehoheit).

(2) Die Gemeinden haben das Recht, ihr Finanz­
wesen im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
selbst zu regeln. Sie sind insbesondere befugt, zur 
Deckung des für die Erfüllung ihrer Aufgaben not­
wendigen Finanzbedarfs Abgaben nach Maßgabe der 
Gesetze zu erheben, soweit ihre sonstigen Einnah­
men nicht ausreichen. Zu diesem Zweck ist ihnen 
das Recht zur Erhebung eigener Steuern und son­
stiger Abgaben im ausreichenden Maße zu gewähr­
leisten.

(3) Der Staat hat den Gemeinden zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben  weitere  Mittel  im  Rahmen des 
Staatshaushalts zuzuweisen.

Art. 23 

Ortsrecht

Die Gemeinden können zur Regelung ihrer Ange­
legenheiten  Satzungen erlassen.  Satzungen  zur 
Regelung übertragener Angelegenheiten, bewehrte 
Satzungen (Art. 24 Abs. 2) und Verordnungen sind 
nur in den gesetzlich bestimmten Fällen zulässig. In 
solchen Satzungen und in Verordnungen soll ihre 
besondere Rechtsgrundlage angegeben werden.

Art. 24

Inhalt der Satzungen

(1)  In den Satzungen können die Gemeinden ins­
besondere

1. die Benützung ihres Eigentums und ihrer öffent­
lichen  Einrichtungen regeln und Gebühren für 
die Benützung festsetzen,

2. aus Gründen des öffentlichen Wohles den An­
schluß an Wasserleitung, Kanalisation, Müll- und 
Fäkalienabfuhr, Straßenreinigung und ähnliche 
der Volksgesundheit dienende Einrichtungen vor­
schreiben und die Benützung dieser Einrichtun­

gen sowie der Schlachthöfe und Bestattungsein­
richtungen zur Pflicht machen,

3. Gemeindedienste (Hand- und Spanndienste) zur 
Erfüllung gemeindlicher Aufgaben unter ange­
messener Berücksichtigung der persönlichen Ver­
hältnisse der Pflichtigen anordnen.

(2) In den Satzungen  kann die Ersatzvornahme 
auf Kosten säumiger Verpflichteter für zulässig er­
klärt werden. In den Fällen des Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
können  in der  Satzung Zuwiderhandlungen als 
Ordnungswidrigkeiten mit Geldbuße bedroht wer­
den (bewehrte Satzung).

(3) Ein Benutzungszwang nach Abs. I Nr. 2 und 
Abs. 2 darf nicht zum Nachteil von Einrichtungen 
der Kirchen, anerkannter Religionsgemeinschaften 
oder solcher weltanschaulicher Gemeinschaften ver­
fügt werden,  deren Bestrebungen den allgemein 
geltenden Gesetzen nicht widersprechen. Vorausset­
zung ist, daß diese Einrichtungen unmittelbar religi­
ösen oder weltanschaulichen Zwecken dienen.

Art. 25

Genehmigungs- und Vorlagepfiicht

(1) Satzungen mit rückwirkender Kraft (mit Aus­
nahme der Haushaltssatzung) und Satzungen nach 
Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 bedürfen der Genehmi­
gung, Satzungen nach Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 jedoch 
nur, wenn sie als bewehrte Satzungen erlassen wer­
den.  Erläßt  das  Staatsministerium  des Innern 
Satzungsmuster, so ist eine Satzung von der Geneh­
migungspflicht befreit,  wenn sie keine oder nur 
solche Abweichungen enthält, die im Satzungsmu­
ster selbst vorgesehen sind.

(2) Nicht genehmigungspflichtige Satzungen kreis­
angehöriger Gemeinden sollen spätestens vier Wo­
chen vor ihrem Inkrafttreten der Rechtsaufsichtsbe­
hörde (Art. 110) vorgelegt werden.

Art. 26

Inkrafttreten; Bekanntmachung

(1) Satzungen treten eine Woche nach ihrer Be­
kanntmachung in Kraft. In der Satzung kann ein 
anderer Zeitpunkt bestimmt werden, in bewehrten 
Satzungen und anderen Satzungen, die nicht mit 
rückwirkender Kraft erlassen werden dürfen, jedoch 
frühestens der auf die Bekanntmachung folgende 
Tag.

(2) Satzungen sind im Amtsblatt der Gemeinde 
amflich bekanntzumachen. Unterhält eine Gemeinde 
kein Amtsblatt, so sind die Satzungen im Amtsblatt 
des Landkreises oder des Landratsamtes, sonst in 
anderen  regelmäßig erscheinenden Druckwerken 
amtlich bekanntzumachen; die amtliche Bekanntma­
chung kann auch dadurch bewirkt werden, daß. die 
Satzung in der Gemeindekanzlei niedergelegt und 
die Niederlegung durch Anschlag an den für öffent­
liche  Bekanntmachungen  allgemein  bestimmten 
Stellen (Gemeindetafeln) oder durch Mitteilung in 
einer Tageszeitung bekanntgegeben wird.

Art. 27

Verwaltungsverfügungen, Zwangsmaßnahmen

Die Gemeinden können im eigenen und übertra­
genen Wirkungskreis die zur Durchführung von Ge­
setzen, Rechtsverordnungen und Satzungen notwen­
digen Verfügungen an bestimmte Personen erlassen 
und unter Anwendung der gesetzlichen Zwangsmit­
tel vollziehen.

Art. 28 

Geldbußen

Geldbußen, die auf Grund bewehrter Satzungen 
festgesetzt werden, fließen in die Gemeindekasse.
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Zweiter Teil

Verfassung und Verwaltung 
der Gemei n-d c

1. Abschnitt

Gemeindeorgane und ihre Hilfskräfte

Art. 29 

Hauptorgane

Die Gemeinde wird durch den Gemeinderat ver­
waltet, soweit nicht der erste Bürgermeister selb­
ständig entscheidet (Art. 37).

a) Der Gemeinderat und 
seine Ausschüsse

Art. 30

Rechtsstellung, Aufgaben des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat ist die Vertretung der Ge- 
meindebürger. Er führt in Städten die Bezeichnung 
Stadtrat, in Märkten die Bezeichnung Marktgemein­
derat.

(2) Der Gemeinderat entscheidet im \Rahmen des 
Art. 29 über alle Angelegenheiten, für die nicht be­
schließende Ausschüsse (Art. 32) bestellt sind.

(3) Der Gemeinderat überwacht die gesamte Ge­
meindeverwaltung, insbesondere auch die Ausfüh­
rung seiner Beschlüsse.

Art. 31

Zusammensetzung des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat besteht aus dem ersten Bür­
germeister und den Gemeinderatsmitgliedern.

(2) Die Gemeinderatsmitglieder werden in ehren­
amtlicher Eigenschaft auf die Dauer von sechs Jah­
ren berufen. Ihre Zahl, einschließlich weiterer Bür­
germeister, beträgt in Gemeinden

mit einer Einwohnerzahl bis ZU 500 Einw. 6,

mit mehr als 500 bis zu 1 000 Einw. 8.

mit mehr als 1 000 bis zu 3 000 Einw. 10,

mit mehr als 3 000 bis zu 10 000 Einw. 16,

mit mehr als 10 000 bis zu 20 000 Einw. 20,

mit mehr als 20 000 bis zu 30 000 Einw. 26,

mit mehr als 30 000 bis zu 50 000 Einw. 32,

mit mehr als 50 000 bis zu200 000 Einw. 42,

mit mehr als 200 000 bis zu500 000 Einw. 50,

in iGemeinden mit mehr als 500 000 Einw.•60.

(3) Ehegatten, Eltern und Kinder sowie Geschwi­
ster dürfen nicht gleichzeitig dem Gemeinderat an­
gehören. Besteht oder entsteht ein familienrechtli­
ches Verhältnis dieser Art zwischen dem ersten Bür­
germeister  und  einem Gemeinderatsmitglied, so 
scheidet letzteres aus. Dies gilt auch im Falle einer 
Neu- oder Nachwahl des ersten Bürgermeisters. Von 
mehreren  Gemeinderatsmitgliedern scheidet aus. 
wer die geringere Stimmenzahl erhalten hat. Bei 
gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los. Die Be­
stimmungen dieses Absatzes gelten nicht für berufs­
mäßige Gemeinderatsmitglieder.

(4) Beamte und Angestellte der Rechtsaufsichtsbe­
hörde, die unmittelbar mit Aufgaben der Rechtsauf­
sicht befaßt sind, ausgenommen der gewählte Stell­
vertreter des Landrats, können nicht ehrenamtliche 
Bürgermeister oder ehrenamtliche Gemeinderats­
mitglieder sein. Ein Landrat kann nicht ehrenamt­
liches Gemeinderatsmitglied in einer kreisfreien Ge­
meinde sein.

(5) Alle Gemeinderatsmitglieder sind in der ersten 
nach  ihrer Berufung  stattfindenden öffentlichen 
Sitzung in feierlicher Form zu vereidigen. Die Eides­
formel lautet:

„Ich  schwöre Treue dem Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland und der Verfassung 
des Freistaates Bayern. Ich schwöre, den Gesetzen 
gehorsam zu sein und meine Amtspflichten gewis­
senhaft zu erfüllen. Ich schwöre, die Rechte der 
Selbstverwaltung zu wahren und ihren Pflichten 
nachzukommen, so wahr mir Gott helfe.“

Der Eid kann auch ohne die Worte „so wahr mir 
Gott helfe“ geleistet werden. Gestattet ein Gesetz 
den Mitgliedern einer Religionsgemeinschaft, an­
stelle der Worte „ich schwöre“ andere Beteuerungs­
formeln zu gebrauchen, so kann das Gemeinderats­
mitglied, das Mitglied einer solchen Religionsge­
meinschaft ist,  diese Beteuerungsformel sprechen. 
Den Eid nimmt der erste Bürgermeister ab. Die 
Eidesleistung entfällt für die Gemeinderatsmitglie­
der, die im Anschluß an ihre Amtszeit wieder zum 
Gemeinderatsmitglied der gleichen Gemeinde ge­
wählt wurden.

Art. 32  .

Aufgaben der Ausschüsse

(1) Der Gemeinderat kann vorberatende Aus­
schüsse bilden.

(2) In Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern 
kann der Gemeinderat die Verwaltung bestimmter 
Geschäftszweige oder die Erledigung einzelner An­
gelegenheiten beschließenden Ausschüssen (Gemein­
desenaten) übertragen. Auf beschließende Ausschüs­
se können nicht übertragen werden

a) die Beschlußfassung  über Angelegenheiten, zu 
deren Erledigung die Gemeinde der Genehmigung 
bedarf, ausgenommen die Aufnahme von Darle­
hen, deren Gesamtbetrag bereits nach Art. 83 ge­
nehmigt ist,

b) der Erlaß von Verordnungen,

c) die Beschlußfassung über den Gemeindehaushalt, 
ausgenommen überplanmäßige und außerplan­
mäßige Ausgaben, die zum ordentlichen Haushalt 
gehören (Art. 97 Abs. 1), wenn sie im Verhältnis 
zum Einzelansatz oder zu vergleichbaren Einzel­
ansätzen nicht erheblich sind,

d) die Beschlußfassung über die allgemeine Rege­
lung der Bezüge der Gemeindebediensteten und 
über beamten-, besoldungs-, versorgungs- und 
disziplinarrechtliche  Angelegenheiten der Bür­
germeister und der berufsmäßigen Gemeinderats- 
mätglieder, soweit nicht das Gesetz über kommu­
nale Wahlbeamte oder die Bayerische Disziplinar­
ordnung etwas anderes bestimmen.

(3) In Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern 
kann der Gemeinderat in der Geschäftsordnung eine 
Ferienzeit bis zu sechs Wochen bestimmen. Für die 
Dauer der Ferienzeit  ist ein Ferienausschuß nach 
den für beschließende Ausschüsse geltenden Vor­
schriften zu bilden, der alle Aufgaben erledigt, für 
die sonst der Gemeinderat oder ein beschließender 
Ausschuß zuständig ist; Absatz 2 ist nicht anzuwen­
den. Der Ferienausschuß kann jedoch keine Aufga­
ben erledigen, die dem Werkausschuß obliegen oder 
kraft Gesetzes von besonderen Ausschüssen wahr­
genommen werden müssen oder nach der Geschäfts­
ordnung nicht vom Ferienausschuß wahrgenominen 
werden dürfen.

(4) Beschließende Ausschüsse erledigen die ihnen 
übertragenen Angelegenheiten an Stelle des Ge­
meinderats,  wenn nicht der erste Bürgermeister 
oder sein Stellvertreter im Ausschuß, ein Drittel der 
stimmberechtigten  Ausschußmitglieder  oder ein 
Viertel  der Gemeinderatsmitglieder binnen einer 
Woche die Nachprüfung durch den Gemeinderat be­
antragt. Soweit ein Beschluß eines Ausschusses die 
Rechte Dritter berührt, wird er erst nach Ablauf 
einer Frist von einer Woche wirksam.
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(5) Der Gemeinderat kann Ausschüsse jederzeit 
auflösen.

Art. 33

Zusammensetzung der Ausschüsse, Vorsitz

(1)  Die Zusammensetzung der Ausschüsse regelt 
der Gemeinderat in der Geschäftsordnung (Art. 45). 
In den Ausschüssen müssen die den Gemeinderat 
bildenden Fraktionen und Gruppen gemäß ihren 
Vorschlägen nach dem Verhältnis ihrer Stärke ver­
treten sein. Gemeinderatsmitglieder können sich zur 
Entsendung  gemeinsamer Vertreter in die Aus­
schüsse  zusammenschließen. Gemeinderatsmitglie­
der, die im Dienste der Gemeinde stehen, können 
einem für ihr Arbeitsgebiet zuständigen beschlie­
ßenden Ausschuß nicht angehören.

(2)  Den Vorsitz in den Ausschüssen führt der erste 
Bürgermeister, einer seiner Stellvertreter oder ein 
vom  Gemeinderat  bestimmtes Gemeinderatsmit­
glied.

b) Der erste Bürgermeister und 
seine Stellvertreter

Art. 34

Rechtsstellung des ersten Bürgermeisters

(1) Der erste Bürgermeister ist Beamter der Ge­
meinde. In kreisfreien Gemeinden ist der erste Bür­
germeister Beamter auf Zeit (berufsmäßiger Bür­
germeister). Er führt die Amtsbezeichnung Ober­
bürgermeister. In kreisangehörigen Gemeinden, die 
mehr als 10 000 Einwohner haben, ist der erste Bür­
germeister Beamter auf. Zeit, wenn nicht der Ge­
meinderat spätestens zwei Monate vor einer Bür­
germeisterwahl durch Satzung  bestimmt, daß der 
erste Bürgermeister Ehrenbeamter sein soll (ehren­
amtlicher Bürgermeister). Entscheidend ist die letzte 
fortgeschriebene Einwohnerzahl, die vom  Statisti­
schen Landesamt früher als drei Monate vor der 
Bürgermeisterwahl veröffentlicht wurde.

(2) In den übrigen Gemeinden ist der erste Bür­
germeister Ehrenbeamter, wenn nicht der Gemein­
derat spätestens zwei Monate vor einer Bürgermei­
sterwahl durch Satzung bestimmt, daß der erste 
Bürgermeister Beamter auf Zeit sein soll.

(3) Satzungen nach den Absätzen 1 und 2 gelten 
auch für künftige Amtszeiten, wenn sie nicht der 
Gemeinderat spätestens zwei Monate vor einer Bür­
germeisterwahl aufhebt.

(4) Die Amtszeit des ersten Bürgermeisters dauert 
sechs Jahre. Beginnt jedoch die Amtszeit eines 
ehrenamtlichen ersten Bürgermeisters später als die 
Wahlzeit des Gemeinderats, so endet sie mit dem 
Ablauf der Wahlzeit des Gemeinderats.

(5)  Das Nähere über das Beamtenverhältnis des 
ersten Bürgermeisters bestimmt das Gesetz über 
kommunale Wahlbeamte.

(4) Endet das Beamtenverhältnis eines weiteren 
Bürgermeisters während der Wahlzeit des Gemein­
derats, so findet für den Rest der Wahlzeit inner­
halb von drei Monaten eine Neuwahl statt.

Art. 36

Vollzug der Beschlüsse des Gemeinderats 

Der erste Bürgermeister führt den Vorsitz im Ge­
meinderat und vollzieht seine Beschlüsse. Soweit er 
persönlich beteiligt ist, handelt sein Vertreter.

Art. 37

Zuständigkeit des ersten Bürgermeisters

(1) Der erste Bürgermeister erledigt in eigener 
Zuständigkeit

1. die laufenden Angelegenheiten, die für die Ge­
meinde keine grundsätzliche Bedeutung haben 
und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten 
lassen,

2. die den Gemeinden durch ein Bundesgesetz oder 
auf Grund eines  Bundesgesetzes übertragenen 
hoheitlichen Aufgaben in Angelegenheiten der 
Verteidigung  einschließlich des Wehrersatzwe­
sens und des Schutzes der Zivilbevölkerung, so­
weit nicht für haushalts- oder personalrechtliche 
Entscheidungen der Gemeinderat zuständig ist,

3. die Angelegenheiten, die im Interesse der Sicher­
heit der Bundesrepublik oder eines ihrer Länder 
geheimzuhalten sind.

Für die laufenden Angelegenheiten nach Nr. 1, die 
nicht unter Nr. 2 und 3 fallen, kann der Gemeinde­
rat Richtlinien aufstellen.

(2) Der Gemeinderat kann dem ersten Bürgermei­
ster durch die Geschäftsordnung weitere Angelegen­
heiten des übertragenen Wirkungskreises zur selb­
ständigen Erledigung übertragen; das gilt nicht für 
Angelegenheiten, die nach Art. 32 Abs. 2 Satz 2 nicht 
auf beschließende Ausschüsse übertragen werden 
können. Der Gemeinderat kann dem ersten Bürger­
meister übertragene Angelegenheiten im Einzelfall 
nicht wieder an sich ziehen; das Recht des Gemein­
derats, die Übertragung allgemein zu widerrufen, 
bleibt unberührt.

(3) Der erste Bürgermeister ist befugt, an Stelle 
des Gemeinderats oder eines Ausschusses dringliche 
Anordnungen zu treffen und unaufschiebbare Ge­
schäfte zu besorgen. Hiervon hat er dem Gemeinde­
rat oder dem Ausschuß  in der nächsten  Sitzung 
Kenntnis zu geben.

(4) Der erste Bürgermeister führt die Dienstauf­
sicht über die Beamten, Angestellten und Arbeiter 
der Gemeinde.

Art. 38

Verpflichtungsgeschäfte, Vertretung der 
Gemeinde nach außen

Art. 35

Rechtsstellung der weiteren Bürgermeister

(1) Der Gemeinderat wählt aus seiner Mitte für 
die Dauer seiner Wahlzeit einen oder zwei weitere 
Bürgermeister. Weitere Bürgermeister sind Ehren­
beamte der Gemeinde (ehrenamtliche weitere Bür­
germeister),, wenn nicht der Gemeinderat durch 
Satzung bestimmt, daß sie Beamte  auf Zeit sein 
sollen (berufsmäßige weitere Bürgermeister).

(2) Zum weiteren Bürgermeister sind die ehren­
amtlichen Gemeinderatsmitglieder wählbar, welche 
die Voraussetzungen für die Wahl zum ersten Bür­
germeister  erfüllen. Für die Wahl der weiteren 
Bürgermeister gilt Art. 51 Abs. 3.

(3) Das Nähere über das Beamtenverhältnis eines 
weiteren Bürgermeisters bestimmt das Gesetz über 
kommunale Wahlbeamte.

(1) Der erste Bürgermeister vertritt die Gemeinde 
nach außen.

(2) Erklärungen, durch welche die Gemeinde ver­
pflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. Die 
Erklärungen sind durch den ersten Bürgermeister 
oder seinen Stellvertreter unter Angabe der Amts­
bezeichnung handschriftlich zu unterzeichnen. Sie 
können auf Grund einer den vorstehenden Erfor­
dernissen entsprechenden Vollmacht auch von Ge­
meindebediensteten unterzeichnet werden.

Art. 39

Stellvertretung;
Übertragung von Befugnissen 

(1) Die weiteren Bürgermeister vertreten den er­
sten Bürgermeister im Falle seiner Verhinderung in 
ihrer Reihenfolge. Die weiteren Stellvertreter be­
stimmt der Gemeinderat aus seiner Mitte.
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(2)  Der erste Bürgermeister kann im Rahmen der 
Geschäftsverteilung (Art. 46) einzelne seiner Befug­
nisse den weiteren Bürgermeistern, nach deren An­
hörung auch einem Gemeinderatsmitglied und  in 
Angelegenheiten der laufenden Verwaltung einem 
Gemeindebediensteten übertragen.

c) Die berufsmäßigen 
Gemeinderatsmitglieder

Art. 40

Berufung und Aufgaben

In Gemeinden mit mehr als 10 000  Einwohnern 
kann der Gemeinderat berufsmäßige Gemeinderats­
mitglieder wählen. Sie haben in den Sitzungen des 
Gemeinderats und seiner Ausschüsse in Angelegen­
heiten ihres Aufgabengebietes beratende Stimme.

Art. 41

Rechtsstellung

(1) Die  berufsmäßigen  Gemeinderatsmitglieder 
werden auf höchstens sechs Jahre gewählt und auf 
Grund dieser Wahl zum Beamten auf Zeit ernannt. 
Für die Wahl gilt Art. 51 Abs. 3. Wiederwahl ist zu­
lässig.

(2) Das Nähere über das Beamtenverhältnis eines 
berufsmäßigen Gemeinderatsmitglieds bestimmt das 
Gesetz über kommunale Wahlbeamte.

d) Gemeindebedienstete

Art. 42

Notwendigkeit bestimmter Fachkräfte

(1)  Kreisfreie  Gemeinden  müssen  mindestens 
einen Gemeindebeamten mit der Befähigung für den 
höheren Verwaltungsdienst oder für das Richteramt 
anstellen, wenn nicht der erste Bürgermeister diese 
Befähigung besitzt.

(2) Gemeinden mit mehr als 3000 Einwohnern 
müssen einen Gemeindebeamten mit der Befähigung 
für den  gehobenen  Verwaltungsdienst  anstellen. 
Kleinere kreisangehörige Gemeinden sollen einen 
solchen  Gemeindebeamten  gemeinschaftlich  an­
stellen.

(3) Gemeindeangestellte mit Dienstaufgaben, die 
in vergleichbaren Fällen von Staatsbeamten verse­
hen werden, sind zu Beamten zu ernennen.

Art. 43

Anstellung und Arbeitsbedingungen

(1) Der Gemeinderat ist zuständig,

1. die Beamten der Gemeinde zu ernennen, zu be­
fördern, zu einem anderen Dienstherrn abzuord­
nen oder zu versetzen, in den Ruhestand zu ver­
setzen und zu entlassen,

2. die Angestellten und Arbeiter der Gemeinde ein­
zustellen, höherzugruppieren und zu entlassen.

Der Gemeinderat kann diese Befugnisse einem be­
schließenden Ausschuß (Art. 32 Abs. 2 bis 4) über­
tragen, und zwar auch in Angelegenheiten, zu deren 
Erledigung die Gemeinde der Genehmigung bedarf.

(2) In Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwoh­
nern können für die Beamten des einfachen und 
mittleren Dienstes, für Angestellte, deren Vergütung 
mit der Besoldung der Beamten des einfachen und 
mittleren Dienstes vergleichbar ist, und für die Ar­
beiter Befugnisse nach Absatz 1 Satz 2 dem ersten 
Bürgermeister übertragen werden. Ein solcher Be­
schluß bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
stimmberechtigten  Mitglieder  des  Gemeinderats; 
falls der Beschluß nicht mit dieser Mehrheit wieder 
aufgehoben wird, gilt er bis zum Ende der Wahlzeit 
des Gemeinderats.

(3) Dienstvorgesetzter der Gemeindebeamten ist 
der erste Bürgermeister.

(4)  Die Arbeitsbedingungen müssen den Gesetzen 
und Tarifverträgen entsprechen. Die Gehälter und 
Löhne müssen angemessen sein. Die Beamten- und 
Ruhegehälter sowie die Hinterbliebenenbezüge gel­
ten als angemessen, wenn sie den Bezügen der 
Staatsbeamten gleicher Stellung entsprechen. Die 
Bezahlung der Angestellten und Arbeiter ist ange­
messen, wenn sie nach den Merkmalen der TO.A 
(Tarifordnung für Angestellte im öffentlichen Dienst) 
bzw. TO.B (Tarifordnung für Arbeiter im öffentli­
chen Dienst) erfolgt.

Art. 44 

(aufgehoben)

2. Abschnitt

Geschäftsgang

Art. 45

Geschäftsordnung

(1) Der Gemeinderat gibt sich eine Geschäfts­
ordnung.

(2) Die  Geschäftsordnung muß  Bestimmungen 
über die Frist und Form der Einladung zu den Sit­
zungen sowie über den Geschäftsgang des Gemein­
derats und seiner Ausschüsse enthalten.

Art. 46

Geschäftsleitung

(1) Im Rahmen der Geschäftsordnung leitet und 
verteilt der erste Bürgermeister die Geschäfte. Uber 
die Verteilung der Geschäfte unter die Gemeinde­
ratsmitglieder beschließt der Gemeinderat.

(2) Der erste Bürgermeister bereitet die Bera­
tungsgegenstände vor. Er beruft den Gemeinderat zu 
den Sitzungen ein. Nach einer Neuwahl sowie auf 
Verlangen eines Viertels der Gemeinderatsmitglie­
der muß der Gemeinderat binnen einer Woche ein­
berufen werden.

Art. 47

Sitzungszwang; Beschlußfähigkeit

(1) Der Gemeinderat beschließt in Sitzungen.

(2) Er ist beschlußfähig, wenn sämtliche Mitglie­
der ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit 
der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist.

(3) Wird der Gemeinderat zum zweiten Male zur 
Verhandlung über denselben Gegenstand zusam­
mengerufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl 
der Erschienenen beschlußfähig. Bei der zweiten Ein­
ladung muß auf diese Bestimmung hingewiesen 
werden.

Art. 48

Teilnahmepflicht, Ordnungsgeld gegen Säumige

(1) Die Gemeinderatsmitglieder sind verpflichtet, 
an den Sitzungen und Abstimmungen teilzunehmen 
und die ihnen zugewiesenen Geschäfte zu überneh­
men. Kein Mitglied darf sich der Stimme enthalten.

(2) Gegen Mitglieder, die sich diesen Verpflichtun­
gen ohne genügende Entschuldigung entziehen, kann 
der Gemeinderat Ordnungsgeld bis zu zweihundert 
Deutschen Mark im Einzelfall verhängen.

(3) Entzieht sich ein ehrenamtliches Gemeinde­
ratsmitglied nach zwei wegen Versäumnis erkann­
ten Strafen innerhalb von sechs Monaten weiterhin 
seiner Pflicht, an den Gemeinderatssitzungen teilzu­
nehmen, so kann der Gemeinderat den Verlust des 
Amts aussprechen.

Art. 49

Ausschluß wegen persönlicher Beteiligung

(1) Ein Mitglied kann an der Beratung und Ab­
stimmung nicht teilnehmen, wenn der Beschluß ihm
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selbst, seinem Ehegatten, einem Verwandten oder 
Verschwägerten bis zum dritten Grad oder einer von 
ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen na­
türlichen oder juristischen Person einen unmittel­
baren Vorteil oder Nachteil bringen kann. Gleiches 
gilt, wenn ein Mitglied in anderer als öffentlicher 
Eigenschaft ein Gutachten abgegeben hat.

(2) Ob diese Voraussetzungen vorliegen, entschei­
det der Gemeinderat ohne Mitwirkung des persön­
lich Beteiligten.

(3) Die Mitwirkung eines wegen persönlicher Be­
teiligung ausgeschlossenen Mitgliedes hat die Un­
gültigkeit des Beschlusses nur zur Folge, wenn sie 
für das Abstimmungsergebnis entscheidend war.

(4) Die Absätze 1 mit 3 gelten nicht bei Abstim­
mungen über die Verwendung von Sondervermö­
gen (Art. 67).

Art. 50

Einschränkung des Vertretungsrechts

Gemeinderatsmitglieder dürfen Ansprüche Dritter 
gegen die Gemeinde nur als gesetzliche Vertreter 
geltend machen.

Art. 51

Form der Beschlußfassung; Wahlen

(1) Beschlüsse des Gemeinderats werden in offe­
ner Abstimmung mit Mehrheit der Abstimmenden 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abge­
lehnt.

(2) Kein Mitglied des Gemeinderats darf zu ir­
gendeiner Zeit wegen seiner Abstimmung gericht­
lich oder dienstlich verfolgt oder sonst außerhalb 
des  Gemeinderats  zur  Verantwortung  gezogen 
werden.

(3) Wahlen werden in geheimer Abstimmung vor­
genommen. Sie sind nur gültig, wenn sämtliche Mit­
glieder unter Angabe des Gegenstandes geladen 
sind und die Mehrheit von ihnen anwesend und 
stimmberechtigt ist. Gewählt ist, wer mehr als die 
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. 
Leere Stimmzettel sind ungültig. Wird die Mehrheit 
im ersten Wahlgang nicht erreicht, so tritt Stich­
wahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten 
Stimmenzahlen ein. Bei Stimmengleichheit in der 
Stichwahl entscheidet das Los.

(4) Anstellung im Gemeindedienst gilt nicht als 
Wahl; Art. 41 Abs. 1 bleibt unberührt.

Art. 52

Öffentlichkeit

(1) Zeitpunkt und Ort der Sitzungen des Gemein­
derats sind unter Angabe der Tagesordnung, späte­
stens am 3. Tage vor der Sitzung, ortsüblich be­
kanntzumachen. Ausnahmen bedürfen der Geneh­
migung des Gemeinderats.

(2) Die Sitzungen sind öffentlich, soweit nicht 
Rücksichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder 
auf berechtigte Ansprüche einzelner entgegenstehen. 
Über den Ausschluß der Öffentlichkeit wird in 
nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden.

(3) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefaßten Be­
schlüsse sind der Öffentlichkeit bekanntzugeben, so­
bald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen 
sind.

(4) Die Sitzungen haben in einem der Allgemein­
heit zugänglichen Raum stattzufinden.

Art. 53

Handhabung der Ordnung

(1)  Der Vorsitzende handhabt die Ordnung und 
übt das Hausrecht aus. Er ist berechtigt, Zuhörer,

welche die Ordnung stören, entfernen zu lassen. Er 
kann mit Zustimmung des Gemeinderats Mitglieder, 
welche die Ordnung fortgesetzt erheblich stören, von 
der Sitzung ausschließen.

(2)  Wird durch ein bereits von einer früheren Sit­
zung ausgeschlossenes Mitglied die Ordnung inner­
halb von zwei Monaten neuerdings erheblich ge­
stört, so kann ihm der Gemeinderat für zwei weitere 
Sitzungen die Teilnahme untersagen.

Art. 54 

Niederschrift

(1) Die Verhandlungen  des  Gemeinderats sind 
niederzuschreiben. Die Niederschrift muß Tag und 
Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden Ge­
meinderatsmitglieder und die der abwesenden unter 
Angabe ihres Abwesenheitsgrundes, die behandelten 
Gegenstände, die Beschlüsse und das Abstimmungs­
ergebnis ersehen lassen. Haben Mitglieder einem 
Beschluß nicht zugestimmt,, so können sie verlangen, 
daß dies vermerkt wird.

(2) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und 
vom Schriftführer zu unterschreiben und vom Ge­
meinderat zu genehmigen.

(3) Die Gemeinderatsmitglieder können jederzeit 
die Niederschrift einsehen und sich Abschriften der 
in öffentlicher Sitzung gefaßten Beschlüsse erteilen 
lassen. Die Einsicht in die Niederschriften über öf­
fentliche Sitzungen steht allen Gemeindebürgern 
frei.

Art. 55

Geschäftsgang der Ausschüsse

(1) Den Geschäftsgang der vorberatenden Aus­
schüsse regelt der Gemeinderat in seiner Geschäfts­
ordnung.

(2) Auf den Geschäftsgang der beschließenden 
Ausschüsse finden die Vorschriften der Art. 46—54 
entsprechende Anwendung.

3. Abschnitt

Verwaltungsgrundsätze und Verwaltungsaufgaben

Art. 56

Gesetzmäßigkeit, Geschäftsgang

(1) Die gemeindliche  Verwaltungstätigkeit  muß 
mit der Verfassung und den Gesetzen in Einklang 
stehen. Sie darf nur von sachlichen Gesichtspunkten 
geleitet sein.

(2) Die Gemeinden sind verpflichtet, für den ord­
nungsgemäßen Gang der Geschäfte zu sorgen und 
die dafür erforderlichen Einrichtungen zu schaffen.

(3) Jeder Gemeindeeinwohner kann sich mit Ein­
gaben und Beschwerden an den Gemeinderat wen­
den.

Art. 56 a 

Geheimhaltung

(1) Alle Angelegenheiten, die  im Interesse  der 
Sicherheit oder anderer wichtiger Belange der Bun­
desrepublik oder eines ihrer Länder Unbefugten 
nicht bekannt werden dürfen, sind von den Gemein­
den geheimzuhalten. Die in anderen Rechtsvorschrif­
ten geregelte Verpflichtung  zur Verschwiegenheit 
bleibt unberührt.

(2) Zur Geheimhaltung der in Abs. 1 Satz 1 be- 
zefchneten Angelegenheiten haben  die Gemeinden 
die notwendigen Vorkehrungen zu treffen. Sie haben 
insoweit auch die für die Behörden des Freistaates 
Bayern geltenden VerwaltungsVorschriften  zu be­
achten. Das Staatsministerium des Innern  kann 
hierzu Richtlinien aufstellen und Weisungen ertei­
len, die nicht der Einschränkung nach Art. 109 Abs. 2 
Satz 2 unterliegen.
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(3)  Der erste Bürgermeister ist zu Beginn seiner 
Amtszeit durch die Rechtsaufsichtsbehörde schrift­
lich besonders zu verpflichten, die in Abs. 1 Satz 1 
genannten Angelegenheiten geheimzuhalten und die 
hierfür geltenden Vorschriften zu beachten. In glei­
cher Weise hat der erste Bürgermeister seine Stell­
vertreter zu  verpflichten.  Gemeinderatsmitglieder 
und Gemeindebedienstete hat er zu verpflichten, be­
vor sie mit den in Abs. 1 Satz 1 genannten Ange­
legenheiten befaßt werden.

Art. 57

Aufgaben des eigenen Wirkungskreises

(1) Im eigenen Wirkungskreis sollen die Gemein­
den in den Grenzen  ihrer Leistungsfähigkeit  die 
öffentlichen Einrichtungen schaffen, die für das wirt­
schaftliche, soziale und kulturelle Wohl ihrer Ein­
wohner nach den örtlichen Verhältnissen erforder­
lich sind.

(2) Die Gemeinden sind, unbeschadet bestehender 
Verbindlichkeiten Dritter, verpflichtet, nach Maß­
gabe der gesetzlichen Vorschriften die zur Aufrecht­
erhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 
der Feuersicherheit, der öffentlichen Reinlichkeit, 
des öffentlichen  Verkehrs,  der  Gesundheit,  der 
öffentlichen Fürsorge  und Wohlfahrtspflege  ein­
schließlich der Jugendfürsorge und Jugendpflege, 
des öffentlichen Unterrichts und der Erwachsenen­
bildung, der Jugendertüchtigung sowie der Kultur- 
und Archivpflege nötigen Einrichtungen herzustel­
len und zu unterhalten. Sonstige gesetzlich festge­
legte Verpflichtungen der Gemeinden bleiben unbe­
rührt.

(3) Zur Durchführung der Aufgaben des eigenen 
Wirkungskreises können Gemeinden gemeinschaft­
liche Verwaltungseinrichtungen schaffen.

Art. 58

Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises

Im übertragenen Wirkungskreis obliegt den Ge­
meinden die Erfüllung der örtlichen Aufgaben der 
inneren Verwaltung, soweit hierfür nicht besondere 
Behörden bestellt sind, und die gesetzlich  vorge­
sehene Mitwirkung in der  sonstigen öffentlichen 
Verwaltung.

Art. 59

Zuständigkeit für den Gesetzesvollzug

(1) Der Vollzug der gesetzlichen Vorschriften im 
eigenen und im übertragenen Wirkungskreis und die 
Durchführung der gesetzmäßigen Anordnungen und 
Weisungen der Staatsbehörden obliegt dem Gemein­
derat, in den Fällen des Art. 37 dem ersten Bürger­
meister.

(2) Hält der erste Bürgermeister Beschlüsse  des 
Gemeinderats oder seiner Ausschüsse für rechts­
widrig, so hat er sie zu beanstanden, ihren Vollzug 
auszusetzen und, soweit erforderlich, die Entschei­
dung der Rechtsaufsichtsbehörde (Art. 110) herbei­
zuführen.

4. Abschnitt

Besondere Bestimmungen für Städte mit mehr als 
100 000 Einwohnern

Art. 60

Einteilung in Stadtbezirke

(1) Das Gebiet der Städte mit mehr als 100 000 
Einwohnern ist in Stadtbezirke einzuteilen. Dabei 
sind die geschichtlichen Zusammenhänge und Namen 
sowie die Besonderheiten der Bevölkerungs-  und 
Wirtschaftsverhältnisse zu beachten.

(2) In den Stadtbezirken können für die Erledi­
gung bestimmter auf ihren Bereich entfallender Ver­
waltungsaufgaben  vom Gemeinderat  Bezirksaus­

schüsse und Bezirksverwaltungsstellen gebildet wer­
den. In Städten mit mehr als 1 Million Einwohnern 
sind Bezirksausschüsse zu bilden.

(3) Werden Bezirksausschüsse gebildet, so hat de­
ren Zusammensetzung entsprechend dem Wahler­
gebnis der Stadtratswahl im jeweiligen Stadtbezirk 
zu erfolgen.

(4) Empfehlungen und Anträge der Bezirksaus­
schüsse, für die der Stadtrat zuständig ist, sind von 
diesem oder einem beschließenden Ausschuß inner­
halb einer Frist von drei Monaten zu behandeln.

(5) Das Nähere regelt eine Gemeindesatzung.

. Dritter Teil

Wirtschafts- und Haushaltsführung

1. Abschnitt

Gemeinde-, Ortschafts- und Stiftungsvermögen

a) Allgemeines

Art. 61

Erhaltung und Ergänzung des Vermögens

(1) Das Gemeindevermögen ist in seinem Grund­
stock zu erhalten. Es ist pfleglich und nach den 
Grundsätzen einer gesunden Wirtschaft zu verwal­
ten. Es ist aus Mitteln des ordentlichen Haushalts zu 
unterhalten.

(2) Für die notwendige Erneuerung und für sonst 
voraussehbaren Bedarf sind Rücklagen aus Mitteln 
des ordentlichen Haushalts anzusammeln.

(3) Die Verschenkung von Gemeindevermögen ist 
unzulässig (Art. 12 Abs. 2 Satz 2 der Verfassung).

Art. 62

Erwerb und Veräußerung 
von Vermögensgegenständen

(1) Vermögensgegenstände sollen  nur  erworben 
und veräußert werden, soweit die Erfüllung der ge­
meindlichen Aufgaben es erfordert oder zuläßt.

(2) Beim Erwerb  von  Vermögensgegenständen 
sind Entgelte in der Regel aus Mitteln des ordent­
lichen Haushalts oder aus Rücklagen zu bestreiten, 
die aus Mitteln des ordentlichen Haushalts für die­
sen Zweck angesammelt wurden.

Art. 63

Genehmigungsvorbehalt

Die Gemeinde bedarf der Genehmigung, wenn sie 
Sachen, die einen besonderen wissenschaftlichen, ge­
schichtlichen oder künstlerischen Wert haben, be­
sonders Archive und Registraturen sowie Teile von 
solchen, veräußern oder wesentlich verändern will.

Art. 64

Verwertung des Veräußerungserlöses

(1) Der Erlös aus der Veräußerung von Vermö­
gensgegenständen ist zweckmäßig anzulegen  oder 
zur außerordentlichen Tilgung von Darlehen oder zu 
Neuerwerbungen für das  Gemeindevermögen  zu 
verwenden. Werden Grundstücke veräußert, so sind 
nach Möglichkeit wieder Grundstücke zu beschaffen.

(2) Der Erlös darf auch zur Verminderung  des 
Darlehensbedarfes des außerordentlichen Haushalts­
plans verwendet werden, wenn ihn die Gemeinde 
zur dringlichen Beschaffung von Vermögenswerten 
benötigt.

Art. 65

Zwangsvollstreckung in Gemeindevermögen

(1) Vor Einleitung der Zwangsvollstreckung gegen 
die Gemeinde muß der Gläubiger eine beglaubigte 
Abschrift des vollstreckbaren Titels der Rechtsaul-
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Sichtsbehörde zustellen.  Die  Zwangsvollstreckung 
darf erst einen Monat nach der Zustellung an die 
Rechtsaufsichtsbehörde beginnen.

(2)  Uber das Vermögen der Gemeinde findet ein 
Konkurs-  oder  gerichtliches  Vergleichsverfahren 
nicht statt.

b) Ortschaftsvermögen 

Art. 66

Ortsausschüsse

(1) In den ehemaligen Ortschaften können zur Er­
örterung örtlicher Angelegenheiten und besonders 
zur Mitwirkung bei der Verwaltung früheren Ort­
schafts Vermögens Ortsausschüsse gebildet werden.

(2) Das Nähere regelt eine Gemeindesatzung.

Art. 67

Verwaltung von Ortschaftsvermögen

(1) Vermögen der ehemaligen Ortschaften ist in 
dem Umfang, in dem es sich bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes im Eigentum der Gemeinde befindet, durch 
die Gemeinde künftig als Sondervermögen zu füh­
ren und zu verwalten.

(2) Der Ertrag des Sondervermögens ist für die 
Bedürfnisse, insbesondere für  die  Erfüllung  der 
früheren Pflichtaufgaben der Gemeindeteile zu ver­
wenden, die als Ortschaften Eigentümer des Ort­
schaftsvermögens waren. Für die Erfüllung dringen­
der Pflichtaufgaben der Gesamtgemeinde darf Son­
dervermögen nur anteilmäßig und gemeinsam mit 
dem übrigen Gemeindevermögen verwendet werden.

(3) Die Verwaltung des Sondervermögens erfolgt 
gemäß Art. 72.

(4) Ist die frühere Ortschaft im Gemeinderat nicht 
vertreten, so muß vor der Abstimmung der Ortsaus­
schuß (Art. 66) oder bei dessen Fehlen ein Vertreter 
dieses Gemeindeteiles gehört werden.

c) Gemeindenutzungsrechte 

Art. 68

Verbot der Neubegründung

(1) Öffentliche Rechte einzelner auf Nutzungen am 
Gemeindevermögen können  nicht neu  begründet 
werden. Die Zerstückelung von Nutzungsrechten ist 
nur ausnahmsweise und nur aus wichtigen Gründen 
zulässig. Sie bedarf der Zustimmung des Gemeinde­
rats.

(2) Die  Ausübung  bestehender  Nutzungsrechte 
setzt voraus, daß ein besonderer Rechtstitel vorhan­
den ist, insbesondere das Recht 30 Jahre  vor In­
krafttreten dieses Gesetzes  ununterbrochen  kraft 
Rechtsüberzeugung ausgeübt worden ist. Unterbre­
chungen, die der Berechtigte nicht zu vertreten hat, 
sind unschädlich.

Art. 69

Lasten und Auslagen

(1) Wer Nutzungen bezieht, hat die auf dem Ge­
genstand des Nutzungsrechts ruhenden Lasten  zu 
tragen und die zur Gewinnung der Nutzungen und 
zur Erhaltung oder zur Erhöhung der Ertragsfähig­
keit erforderlichen Ausgaben zu  bestreiten.  Wird 
Gemeindevermögen teilweise von  der  Gemeinde, 
teilweise von Berechtigten genutzt, so sind  diese 
Lasten und Auslagen entsprechend zu teilen.

(2) Die Berechtigten sind verpflichtet, für die Nut­
zungen Gegenleistungen an die Gemeinde zu ent­
richten, soweit dies bisher der Fall war. Die Höhe 
der Gegenleistungen bemißt sich nach dem Wertver­
hältnis zwischen Nutzungen  und  Gegenleistungen 
am 1. Januar 1938.

(3)  Im Streitfall entscheiden die Verwaltungsge­
richte.

Art. 70

Ablösung

Nutzungsrechte können von der  Gemeinde  mit 
Zustimmung der Mehrheit der Berechtigten gegen 
Entschädigung abgelöst werden. Die Stimmberech­
tigung richtet sich nach den Anteilen am Gesamt­
nutzungsrecht. Auf Verlangen der Berechtigten muß 
die Entschädigung in Grundstücken erfolgen. In die­
sem Fall ist bei Waldgrundstücken zur Aufrechter­
haltung einer gesunden Bewirtschaftung eine Wald­
genossenschaft durch die Abgefundenen zu bilden.

Art. 71 

Aufhebung

(1) Wenn die Gemeinde mit Nutzungsrechten be­
lastete Grundstücke ganz oder teilweise aus Grün­
den des Gemeinwohls zur Erfüllung öffentlicher Auf­
gaben benötigt, können insoweit die Nutzungsrechte 
auf Antrag der Gemeinde durch die Rechtsaufsichts­
behörde aufgehoben werden. Die Berechtigten sind 
angemessen zu entschädigen, auf ihr Verlangen in 
Grundstücken, wenn das der Gemeinde zuzumuten 
ist.

(2) Als Grundlage einer angemessenen Entschädi­
gung gilt im allgemeinen das Fünfundzwanzigfache 
des durchschnittlichen jährlichen Reinertrages der 
Nutzungen, die in den der Aufhebung unmittelbar 
vorhergehenden fünfzehn Jahren gezogen worden 
sind oder bei ungehinderter rechtmäßiger Ausübung 
des Rechts hätten gezogen werden können.

(3) Über die Höhe der Entschädigung entscheiden 
im Streitfall die ordentlichen Gerichte.

d) Von der Gemeinde verwaltete Stiftungen

Art. 72*)
Verwaltung

(1) Die Gemeinde verwaltet die örtlichen Stiftun­
gen nach den Vorschriften über die Führung des 
Gemeindehaushalts, soferne nicht durch Gesetz oder 
Stiftungsurkunde anderes bestimmt ist.

(2) Das Stiftungsvermögen ist in seinem Bestand 
ungeschmälert zu erhalten; es ist vom Gemeinde­
vermögen getrennt zu halten und so anzulegen, daß 
es für seinen Verwendungszweck verfügbar ist.

(3) Der Ertrag darf nur entsprechend dem Stif­
tungszweck verwendet werden.

(4) Das Stiftungsvermögen soll, wenn eine Min­
derung eingetreten ist, aus dem Ertrag wieder er­
gänzt werden.

Art. 73—74 

(aufgehoben)

2. Abschnitt

Wirtschaftliche Betätigung der Gemeinde

Art. 75

Errichtung, Übernahme und Erweiterung 
wirtschaftlicher Unternehmen

(1) Die Gemeinde darf wirtschaftliche Unterneh­
men nur errichten,  übernehmen  oder  erweitern, 
wenn

1. der öffentliche Zweck das Unternehmen erfordert,

2. das Unternehmen nach Art und Umfang in einem
angemessenen Verhältnis zu der Leistungsfähig­
keit der Gemeinde und zum voraussichtlichen
Bedarf steht,

*) Aufgehoben durch Art. 50 Abs. 2 Ziff. 9 des Gesetzes vom 
26. November 1954 (GVB1. S. 301); von der Streichung des 
Artikels 72 wurde jedoch mit Rücksicht auf die Verweisung 
in Artikel 67 Abs. 3 abgesehen.
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3. der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich 
durch einen anderen erfüllt wird oder erfüllt 
werden kann.

(2) Gemeindliche Wirtschaftsunternehmen dürfen 
keine wesentliche Schädigung und keine Aufsau­
gung selbständiger Betriebe in Landwirtschaft, Han­
del, Gewerbe und Industrie bewirken.

(3) Bankunternehmen darf die Gemeinde nicht er­
richten. Für das öffentliche Sparkassenwesen ver­
bleibt es bei den besonderen Vorschriften.

(4) Unternehmen einer Gemeinde, die nicht auf 
das Gemeindegebiet beschränkt bleiben, bedürfen 
der Genehmigung.

Art. 76

Anzeigepflicht

Wenn die Gemeinde wirtschaftliche Unternehmen 
errichten, übernehmen oder erweitern will, so hat 
sie der Rechtsaufsichtsbehörde rechtzeitig, minde­
stens sechs Wochen vor Beginn oder Vergebung der 
Arbeiten oder vor Abschluß des Übernahmevertra­
ges zu berichten. Aus dem Bericht muß zu ersehen 
sein, ob die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt 
sind und ob die Deckung der Kosten tatsächlich und 
rechtlich gesichert ist.

Art. 77

Beteiligung an wirtschaftlichen 
Unternehmen

(1) Die Gemeinde darf sich an wirtschaftlichen 
Unternehmen nur beteiligen, wenn die Vorausset­
zungen des Art. 75 Abs. 1 und 2 vorliegen und die 
Haftung der Gemeinde auf einen bestimmten Be­
trag begrenzt wird. Die Rechtsaufsichtsbehörde soll 
in begründeten Fällen Ausnahmen zulassen. Art. 76 
gilt entsprechend.

(2) Unberührt bleibt die Beteiligung von Gemein­
den an Zweckverbänden, denen ausschließlich Kör­
perschaften des öffentlichen Rechts angehören.

(3) Die Beteiligung an privatwirtschaftlichen Un­
ternehmen und solchen Unternehmen, an denen 
Privatpersonen beteiligt sind, bedarf der Geneh­
migung.

Art. 77 a

Beteiligung an Kreditgenossenschaften

(1) Die Gemeinde kann einen einzelnen Geschäfts­
anteil an einer eingetragenen reinen Kreditgenos­
senschaft mit beschränkter Haftpflicht erwerben. 
Dies gilt auch dann, wenn die Kreditgenossenschaft 
in herkömmlicher Weise Warengeschäfte betreibt. 
Die Absicht des Erwerbs ist der Rechtsaufsichtsbe­
hörde anzuzeigen. Art. 75 Abs. 1 und 2 findet für 
diese Fälle keine Anwendung.

(2) Geschäftsanteile an einer Kreditgenossenschaft 
mit unbeschränkter Haftpflicht kann die Gemeinde 
nicht erwerben.

Art. 78

Vertretung im Fall der Beteiligung

(1) Vertreter der Gemeinde in den Organen eines 
Unternehmens, an dem die Gemeinde beteiligt ist, 
dürfen der Aufnahme von Darlehen nur nach vor­
herigem Beschluß des Gemeinderats zustimmen. 
Gleiches gilt, wenn ein solches Unternehmen sich an 
einem anderen Unternehmen beteiligen will. Der 
Beschluß des Gemeinderats bedarf in diesem Fall 
außerdem der Genehmigung.

(2) Werden Vertreter nach Absatz 1 aus ihrer Tä­
tigkeit haftbar gemacht, so hat ihnen die Gemeinde 
den Schaden zu ersetzen, es sei denn, daß sie ihn 
vorsätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt ha­
ben. Auch in diesem Fall ist die Gemeinde scha­

denersatzpflichtig, wenn die Vertreter nach Anwei­
sung gehandelt haben.

(3)  Die Mitgliedschaft gemeindlicher Vertreter in 
Organen nach Absatz 1 erlischt mit ihrem Ausschei­
den aus dem berufsmäßigen oder ehrenamtlichen 
Dienst der Gemeinde.

Art. 79

Verwaltung wirtschaftlicher Unternehmen

(1) Wirtschaftliche Unternehmen und Beteiligun­
gen sollen einen Ertrag für den Haushalt der Ge­
meinde abwerfen.

(2) Die Einnahmen jedes Unternehmens sollen 
mindestens alle Aufwendungen decken und neben 
einer marktüblichen Verzinsung des Eigenkapitals 
angemessene Rücklagen ermöglichen. Zu den Ein­
nahmen gehören auch angemessene Vergütungen 
für die Leistungen und Lieferungen des Unterneh­
mens an die Gemeinde oder an andere gemeindliche 
Unternehmen mit eigener oder ohne eigene Rechts­
persönlichkeit.

(3) Zu den Aufwendungen gehören auch die Steu­
ern, die Zinsen für die zu Zwecken des Unterneh­
mens aufgenommenen Darlehen, angemessene Be­
träge für den Unterhaltungs- und Versorgungsauf­
wand, angemessene Abschreibungen,  angemessene 
Vergütungen für die Leistungen und Lieferungen 
der Gemeinde sowie anderer gemeindlicher Unter­
nehmen mit eigener oder ohne eigene Rechtspersön­
lichkeit, ferner angemessene Aufwands- und Ge­
fahrenrückstellungen.

Art. 80

Eigenbetriebe

(1) Für  wirtschaftliche  Unternehmen  der  Ge­
meinde ohne eigene Rechtspersönlichkeit (Eigenbe­
triebe) bestellt der Gemeinderat eine Werkleitung 
und einen Werkausschuß. Die Werkleitung führt die 
laufenden Geschäfte des Eigenbetriebes. Sie kann 
vom Gemeinderat zur Vertretung nach außen er­
mächtigt werden. Im übrigen beschließt über die 
Angelegenheiten des Eigenbetriebes der Werkaus­
schuß, soweit nicht der Gemeinderat sich die Ent­
scheidung allgemein vorbehält oder im Einzelfall an 
sich zieht. Der Werkausschuß ist ein beschließender 
Ausschuß im Sinne der Art. 32 und 55.

(2) Im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften wer­
den die Angelegenheiten des Eigenbetriebes durch 
eine Betriebssatzung geregelt. Diese muß nähere Be­
stimmungen über die Wirtschaftsführung, Vermö­
gensverwaltung und Rechnungslegung enthalten.

Art. 81

Monopolbetriebe

Bei Unternehmen, für die kein Wettbewerb be­
steht, darf der Anschluß und die Belieferung nicht 
davon abhängig gemacht werden, daß auch andere 
Leistungen oder Lieferungen abgenommen werden.

3. Abschnitt

Gemcindeschulden

Art. 82

Voraussetzung der Darlehensaufnahme

(1) Die Gemeinde darf Darlehen mit Ausnahme 
von  Kassenkrediten  nur zur Bestreitung  eines 
außerordentlichen und unabweisbaren Bedarfs und 
nur insoweit aufnehmen, als sie zu einer anderwei­
tigen Deckung nicht in der Lage ist.

(2) Der Aufwand für Verzinsung und  Tilgung 
muß mit der dauernden Leistungsfähigkeit der Ge­
meinde in Einklang stehen.
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Art. 83

Genehmigung des Gesamtbetrages

(1) Der Gesamtbetrag der benötigten Darlehen ist 
im Rahmen des außerordentlichen Haushaltsplans 
festzusetzen. Er bedarf der Genehmigung.

(2) Darlehensermächtigungen  im  außerordentli­
chen  Haushaltsplan  erlöschen  vorbehaltlich  des 
Art. 94 Nr. 3 und 4 mit dem Ablauf des Rechnungs­
jahres.

Art. 84

Genehmigung der Einzeldarlehen

(1) Die Gemeinde bedarf zur Aufnahme der Dar­
lehen, deren Gesamtbetrag nach Art. 83 genehmigt 
worden ist, der Genehmigung. Gleiches gilt für den 
Abschluß von Rechtsgeschäften, die der Darlehens­
aufnahme wirtschaftlich gleichkommen. Der Geneh­
migung unterliegen auch Bürgschaftsverträge, Ge­
währverträge und verwandte Rechtsgeschäfte, die 
ein Einstehen für fremde Schuld oder für den Ein­
tritt oder Nichteintritt bestimmter Umstände zum 
Gegenstand haben.

(2) Genehmigungsfrei sind die ihrer Natur nach 
regelmäßig wiederkehrenden Geschäfte der laufen­
den Verwaltung.

(3) Das Staatsministerium des Innern kann nach 
Anhörung  des  Staatsministeriums  der  Finanzen 
durch Rechtsverordnung Darlehen und ihnen gleich­
kommende Rechtsgeschäfte von der Genehmigung 
freisteilen, wenn bestimmte Wertgrenzen nicht über­
schritten werden oder wenn der Freistaat Bayern, 
der Bund oder eine öffentlich-rechtliche Anstalt oder 
Körperschaft sie geben oder ihre Verzinsung oder 
Tilgung ganz, teilweise oder befristet übernehmen.

Art. 85

Bestellung von Sicherheiten

(1) Die Gemeinde darf zur Sicherung des Darle­
hensgebers keine besonderen Sicherheiten bestellen. 
Die Rechtsaufsichtsbehörde kann Ausnahmen zulas­
sen, besonders wenn die Bestellung von Sicherheiten 
der Verkehrsübung entspricht.

(2) Die Bestellung von Grundpfandrechten für 
Kaufpreisreste  beim  Erwerb  von  Grundstücken 
bleibt unberührt.

Art. 86

Tilgung

(1) Darlehen zur Befriedigung wiederkehrender 
Bedürfnisse müssen bis zur Wiederkehr des Bedürf­
nisses getilgt werden.

(2) Die Gemeinde hat für jedes Darlehen einen 
Tilgungsplan aufzustellen.

(3) Für Darlehen, die mit dem Gesamtbetrag fäl­
lig werden oder für die der Tilgungsplan eine von 
den Rückzahlungsbedingungen abweichende Tilgung 
vorsieht, sind die Tilgungsbeträge planmäßig anzu­
sammeln und bereitzuhalten (Tilgungsrücklage).

Art. 87

Kassenkredite

(1) Die Gemeinde darf Kredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben des ordentlichen Haushalts­
plans (Kassenkredite) nur bis zu dem in der Haus­
haltssatzung festgesetzten und von der Rechtsauf­
sichtsbehörde genehmigten Höchstbetrag  aufneh­
men. Die Genehmigung darf nur in Ausnahmefällen 
für einen höheren Betrag als für ein Sechstel des 
haushaltsmäßigen ordentlichen Einnahmesolls er­
teilt werden. Kassenkredite, die im Zeitpunkt einer 
neuen Genehmigung noch nicht zurückgezahlt sind, 
sind in die neue Genehmigung einzurechnen. Die

Genehmigung zur Aufnahme weiterer Kassenkre­
dite erlischt unbeschadet der Vorschrift des Art. 94 
Nr. 3 mit Ablauf des Rechnungsjahres.

(2) Kassenkredite dürfen nur aufgenommen wer­
den, wenn der Bedarf nicht aus der Betriebsmittel­
rücklage (Art. 61 Abs. 2) gedeckt werden kann.
(3) Kassenkredite sind aus Einnahmen des ordent­
lichen Haushaltsplans innerhalb von neun Monaten 
zurückzuzahlen. Für Ausgaben des außerordent­
lichen Haushaltsplans dürfen sie nicht verwendet 
werden.

4. Abschnitt

Gemeindehaushalt

Art. 88

Rechnungsjahr

Das Rechnungsjahr der Gemeinde stimmt mit dem 
Rechnungsjahr des Staates überein.

Art. 89

Haushaltssatzung

Für jedes Rechnungsjahr hat die Gemeinde eine 
Haushaltssatzung zu erlassen. Sie enthält die Fest­
setzung

1. des Haushaltsplans,

2. der Steuersätze für die Gemeindesteuern,

3. des Höchstbetrages der Kassenkredite,

4. des Gesamtbetrages der Darlehen, die zur Be­
streitung von Ausgaben des außerordentlichen 
Haushaltsplans bestimmt sind.

Art. 90

Erlaß der Haushaltssatzung 

Die Haushaltssatzung ist samt ihren Anlagen vom 
Gemeinderat spätestens einen Monat vor Beginn des 
Rechnungsjahres der Aufsichtsbehörde vorzulegen.

Art. 91

Haushaltsplan

(1) Der im Rahmen der Haushaltssatzung zu be­
schließende Haushaltsplan muß alle voraussehbaren 
Einnahmen und Ausgaben des kommenden Rech­
nungsjahres enthalten. Der Gemeinderat ist dafür 
verantwortlich, daß

a) der Haushaltsplan die Mittel bereitstellt, die er­
forderlich sind, um die der Gemeinde nach Ver­
fassung, Gesetz und rechtlichen Verpflichtungen 
obliegenden Aufgaben zu erfüllen,

b) der Haushaltsplan unter Berücksichtigung etwai­
ger Fehlbeträge aus Vorjahren ausgeglichen ist.

(2) In Gemeinden über 3000 Einwohnern muß der 
Haushaltsplan einen Stellennachweis über alle Ge­
meindebediensteten enthalten.

Art. 92

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

Die in öffentlicher Sitzung beschlossene Haus­
haltssatzung ist samt ihren Anlagen eine Woche 
lang nach vorheriger ortsüblicher Bekanntgabe die­
ser Frist öffentlich aufzulegen. Über Einwendungen, 
die von Gemeindebürgern gegen die Haushaltssat­
zung und ihre Anlagen erhoben werden, beschließt 
der Gemeinderat in öffentlicher Sitzung.

Art. 93

Genehmigung

(1) Die Haushaltssatzung bedarf der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde für
1. den Höchstbetrag der Kassenkredite, sofern die­
ser ein Sechstel des haushaltsmäßigen ordentli­
chen Einnahmesolls übersteigt,

2. den Darlehensbetrag im außerordentlichen Haus­
haltsplan.
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(2) Die Satzung ist nach erteilter Genehmigung 
öffentlich bekanntzumachen.

(3) Gleichzeitig mit der Bekanntmachung  der 
Haushaltssatzung ist der Haushaltsplan eine Woche 
lang öffentlich aufzulegen.

Art. 94

Haushaltlose Zeit

Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des Rech­
nungsjahres noch nicht bekanntgemacht, so darf die 
Gemeinde

1. im Rahmen der zur Verfügung stehenden Be­
triebsmittel nur die Ausgaben leisten, die bei 
sparsamster Verwaltung nötig sind, um

a) die bestehenden Gemeindeeinrichtungen in ge­
ordnetem Gang zu erhalten und den gesetz­
lichen Aufgaben und rechtlichen Verpflichtun­
gen der Gemeinde zu genügen,

b) Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistun­
gen fortzusetzen, für die durch den Haushalts­
plan eines Vorjahres bereits Beträge festge­
setzt worden sind, die haushaltsrechtlich noch 
verausgabt werden können;

2. die feststehenden Einnahmen und die Einnahmen 
aus den für ein Rechnungsjahr festzusetzenden 
Steuern und Abgaben nach den Sätzen des Vor­
jahres forterheben, soweit gesetzlich nichts an­
deres bestimmt ist; Zahlungen, die der Pflichtige 
hiernach geleistet hat, sind auf die nach der Haus­
haltssatzung für das neue Rechnungsjahr zu er­
hebenden Beträge anzurechnen;

3. im Rahmen der Festsetzung des Vorjahres noch 
nicht in Anspruch genommene Kassenkredite auf­
nehmen;

4. im Rahmen der Ansätze des außerordentlichen 
Haushaltsplans des Vorjahres noch nicht in An­
spruch genommene Darlehen aufnehmen.

Art. 95

Nachtragshaushaltssatzung

(1) Die Haushaltssatzung kann im Laufe des Rech­
nungsjahres nur durch eine Nachtragssatzung ge­
ändert werden.

(2) Die Gemeinde ist zum Erlaß einer Nachtrags­
satzung verpflichtet, wenn sich im Laufe des Rech­
nungsjahres zeigt, daß

1. der im Haushaltsplan vorgesehene Ausgleich der 
Einnahmen und Ausgaben auch bei Ausnützung 
jeder Sparmöglichkeit nur durch eine Änderung 
der Haushaltssatzung erreicht werden kann;

2. über- und außerplanmäßige Ausgaben in erheb­
lichem Umfange geleistet werden müssen und 
hierdurch der Haushaltsausgleich gefährdet wird.

Art. 96

Bewirtschaftung der Haushaltsmittel

(1) Die Haushaltssatzung bildet die Grundlage für 
die Verwaltung aller Einnahmen und Ausgaben.

(2) Haushaltsmittel dürfen nur insoweit und nicht 
eher in Anspruch genommen werden, als es bei ei­
ner wirtschaftlichen und sparsamen Verwaltung 
erforderlich ist.

(3) Vorhaben, deren Kosten aus Mitteln des außer­
ordentlichen Haushaltsplans ganz oder teilweise zu 
decken sind, dürfen erst in Angriff genommen 
werden, wenn die dafür vorgesehenen Einnahmen 
eingegangen sind oder wenn ihr rechtzeitiger Ein­
gang rechtlich und tatsächlich gesichert ist.

(4) Anträge, die Ausgaben verursachen, dürfen 
nur gestellt werden, wenn gleichzeitig Deckungsvor­
schläge gemacht werden.

Art. 97

Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben

(1) Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausga­
ben, die zum ordentlichen Haushalt gehören, dürfen 
nur bei unabweisbarem Bedarf gemacht werden. Sie 
sind vom Gemeinderat zu beschließen, der gleich­
zeitig über die Deckung dieser Ausgaben zu befin­
den hat. Art. 32 Abs. 2 Satz 2 Buchst, c bleibt unbe­
rührt.

(2) Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausga­
ben, die zum außerordentlichen Haushaltsplan ge­
hören, sind nur nach vorheriger Änderung des Haus­
haltsplans zulässig.

(3) Entsprechendes gilt für Maßnahmen, durch die 
im Haushaltsplan nicht vorgesehene Verbindlichkei­
ten der Gemeinde entstehen können.

Art. 98 

Haftung

(1)  Bürgermeister und  Gemeinderatsmitglieder 
sowie Gemeindebedienstete, die vorsätzlich  oder 
grobfahrlässig gegen die Vorschriften dieses Ab­
schnitts verstoßen, haften der Gemeinde für den 
daraus entstehenden Schaden.

(2) Die Haftung tritt nicht ein, wenn die getroffe­
nen Maßnahmen zur Abwendung einer nicht vor­
aussehbaren dringenden Gefahr für die Gemeinde 
erforderlich waren und dem Gemeinderat oder dem 
ersten Bürgermeister unverzüglich Anzeige erstattet 
worden ist.

5. Abschnitt

Kassen-, Rechnungs- und Prüfungswesen

Art. 99

Kassen Verwalter

(1) Für die Führung der Kassengeschäfte ist ein 
besonderer Kassenverwalter und ein Stellvertreter 
aufzustellen. Beide dürfen Zahlungen nicht selbst 
anordnen.

(2) Die Kassen der Gemeinde sollen in einer Hand 
vereinigt werden. Ist ein hauptamtlicher Kassen­
verwalter bestellt, so muß dies geschehen. Sonder­
kassen der Eigenbetriebe und der rechtsfähigen 
Stiftungen werden hierdurch nicht berührt.

(3) Kreisangehörige Gemeinden sollen hauptamt­
liche  Kassenverwalter  gemeinschaftlich  anstellen 
oder  Kassenzweckverbände  zur  Besorgung  der 
Kassen- und Rechnungsgeschäfte bilden.

Art. 100

Jahresrechnung, Inhalt

(1) Uber die Einnahmen und Ausgaben des Rech­
nungsjahres ist innerhalb von sechs Monaten nach 
seinem Abschluß Rechnung zu legen.

(2) Die Rechnung muß nachweisen:

1. die für das Rechnungsjahr angefallenen Ein­
nahmen und Ausgaben im Vergleich zu den An­
sätzen des Haushaltsplans,

2. die am Ende des Rechnungsjahres verbliebenen 
Restbeträge,

3. den Stand des Gemeindevermögens zu Beginn 
und am Ende des Rechnungsjahres und die in 
dessen Verlauf eingetretenen Veränderungen.

Art. 101 

Prüfung

(1) Der erste Bürgermeister legt die Rechnung 
dem Gemeinderat vor, der sie entweder selbst prüft 
oder einem Ausschuß zur Prüfung überweist. Zur
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Prüfung können Sachverständige zugezogen werden. 
Über die Beratungen sind Niederschriften aufzu­
nehmen.

(2)  In  Gemeinden,  in denen ein Rechnungs­
prüfungsamt besteht (Art. 106), leitet der erste 
Bürgermeister zunächst diesem die Rechnung zur 
Prüfung zu. Das Rechnungsprüfungsamt faßt seine 
Bemerkungen in einem Schlußbericht an den Ge­
meinderat zusammen.

Art. 102

Gegenstand der Prüfung

Die Rechnung und ihre Unterlagen sind ins­
besondere darauf zu prüfen, ob

1. der Haushaltsplan eingehalten ist,

2. die  einzelnen  Rechnungsbeträge  sachlich  und 
rechnerisch nach den geltenden Vorschriften be­
gründet und belegt sind,

3. bei den Einnahmen und Ausgaben nach dem Ge­
setz und den sonstigen Vorschriften verfahren 
worden ist,

4. das Vermögen richtig nachgewiesen und bewertet 
ist,

5. die Verwaltung zweckmäßig und wirtschaftlich 
geführt worden ist.

Art. 103

Feststellung der Rechnung 

Nach Durchführung der Prüfung und Aufklärung 
etwaiger Unstimmigkeiten stellt der Gemeinderat 
die Rechnung in öffentlicher Sitzung fest.

Art. 104

Überörtliche Prüfung

(1) Anschließend findet die überörtliche Rech­
nungsprüfung statt.  Diese und die überörtliche 
Kassenprüfung wird bei den Mitgliedern des Bayeri­
schen Prüfungsverbandes öffentlicher Kassen durch 
diesen Verband, bei den übrigen Gemeinden durch 
staatliche Rechnungsprüfungsstellen durchgeführt.

(2) Das Staatsministerium des Innern kann Ge­
meinden  und gemeindliche Zweckverbände ver­
pflichten, dem Prüfungsverband öffentlicher Kassen 
als Mitglieder beizutreten.

(3) Im übrigen wird die überörtliche Prüfung des 
gemeindlichen Haushalts-, Kassen- und Rechnungs­
wesens sowie der Wirtschaftlichkeit und Zweck­
mäßigkeit der gemeindlichen Verwaltung durch Ver­
ordnung des Staatsministeriums des Innern im Be­
nehmen mit dem Staatsministerium der Finanzen 
geregelt.

Art. 105

Anerkennung der Rechnung

(1) Auf Grund des Ergebnisses der überörtlichen 
Prüfung beschließt der Gemeinderat in öffentlicher 
Sitzung  endgültig  über  die  Anerkennung  der 
Rechnung.

(2) Will der Gemeinderat Beanstandungen der 
überörtlichen Prüfung nicht berücksichtigen, so hat 
er die  Entscheidung  der  Rechtsaufsichtsbehörde 
(Art. 110) herbeizuführen.

Art. 106

Rechnungsprüfungsämter, Rechtsstellung

(1) Kreisfreie Gemeinden und Gemeinden mit 
mehr als 20 000 Einwohnern müssen ein Rechnungs­
prüfungsamt einrichten.

(2) Das Rechnungsprüfungsamt ist dem Gemeinde­
rat unmittelbar verantwortlich. Der erste Bürger­
meister hat das Recht, Aufträge zur Prüfung der 
Gemeindeverwaltung zu erteilen. Die Beamten des 
Rechnungsprüfungsamtes sind jedoch bei ihrer Prü­

fungstätigkeit an Sachweisungen des ersten Bürger­
meisters nicht gebunden. Im übrigen bleiben  die 
Befugnisse des ersten Bürgermeisters als  Dienst­
vorgesetzter unberührt.

(3) Der Gemeinderat bestellt die Beamten des 
Rechnungsprüfungsamtes und beruft sie ab. Die 
Abberufung  bedarf der  Zustimmung  von  zwei 
Dritteln  der  stimmberechtigten  Gemeinderats­
mitglieder.

(4) Der Leiter des Rechnungsprüfungsamtes darf 
mit den Bürgermeistern, dem mit der Verwaltung 
des  Geldwesens  betrauten  Gemeinderatsmitglied 
oder Gemeindebeamten und dem Kassenverwalter 
weder bis zum dritten Grade verwandt noch ver­
schwägert noch auch durch Ehe verbunden sein. Er 
muß mindestens die Befähigung für den gehobenen 
Verwaltungsdienst besitzen.

(5) Der Leiter und die sonstigen Kräfte des Rech­
nungsprüfungsamtes dürfen Zahlungen für die Ge­
meinde weder anordnen noch ausführen.

Art. 107 

Aufgaben

Das Rechnungsprüfungsamt hat neben der Rech­
nungsprüfung weitere Aufgaben der örtlichen Prü­
fung zu besorgen, insbesondere

1. die laufende Überwachung der Kassen der Ge­
meinde und ihrer Unternehmen sowie die Kassen- 
und Vorratsprüfungen,

2. die laufende Prüfung der Wirtschaftsführung der 
wirtschaftlichen Unternehmen, die Prüfung der 
Betätigung der Gemeinde bei Beteiligung an 
Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit 
und die Buch- und Betriebsprüfungen, die sich 
die Gemeinde bei einer Beteiligung, bei der Hin­
gabe eines Darlehens oder sonst Vorbehalten hat.

Vierter Teil

Staatliche Aufsicht und Rechtsmittel

1. Abschnitt

Rcchtsaufsicht und Fachaufsicht

Art. 108

Sinn der staatlichen Aufsicht 

Die Aufsichtsbehörden sollen die Gemeinden bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben verständnisvoll be­
raten, fördern und schützen sowie die Entschluß­
kraft und die Selbstverantwortung der Gemeinde­
organe stärken.

Art. 109

Inhalt und Grenzen der Aufsicht

(1) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungs­
kreises (Art. 7) beschränkt sich die staatliche Auf­
sicht darauf, die Erfüllung der gesetzlich festgeleg­
ten und übernommenen öffentlich-rechtlichen Auf­
gaben und Verpflichtungen der Gemeinden und die 
Gesetzmäßigkeit  ihrer  Verwaltungstätigkeit  zu 
überwachen (Rechtsaufsicht).

(2) In  den  Angelegenheiten  des  übertragenen 
Wirkungskreises (Art. 8) erstreckt sich die staatliche 
Aufsicht auch auf die Handhabung des gemeind­
lichen Verwaltungsermessens (Fachaufsicht).  Ein­
griffe in das Verwaltungsermessen sind auf die 
Fälle zu beschränken,

1. in denen das Gemeinwohl oder öffentlich-recht­
liche Ansprüche einzelner eine Weisung oder Ent­
scheidung erfordern oder

2. in denen die Bundesregierung nach Art. 84 Abs. 5 
oder 85 Abs. 3 des Grundgesetzes eine Weisung 
erteilt.
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Art. 110

Rechtsaufsichtsbehörden

Die Rcchtsaufsicht über die kreisangehörigen Ge­
meinden obliegt dem Landratsamt als staatliche 
Verwaltungsaufgabe. Die Rechtsaufsicht über die 
kreisfreien Gemeinden obliegt der Regierung. Diese 
ist obere  Rechtsaufsichtsbehörde für die kreis­
angehörigen Gemeinden. Das Staatsministerium des 
Innern ist obere Rechtsaufsichtsbehörde für die 
kreisfreien Gemeinden.

Art. 111

Informationsrecht

Die Rechtsaufsichtsbehörde ist befugt, sich über 
alle Angelegenheiten der Gemeinde zu unterrichten. 
Sie kann insbesondere Anstalten und Einrichtungen 
der  Gemeinde  besichtigen,  die  Geschäfts-  und 
Kassenführung prüfen sowie Berichte und Akten 
einfordern.

Art. 112

Beanstandungspflicht

Die Rechtsaufsichtsbehörde hat rechtswidrige Be­
schlüsse und Verfügungen der Gemeinde zu be­
anstanden und ihre Aufhebung oder Änderung zu 
verlangen. Bei Nichterfüllung öffentlich-rechtlicher 
Aufgaben oder Verpflichtungen hat die Rechts­
aufsichtsbehörde die Gemeinde zur Durchführung 
der notwendigen Maßnahmen aufzufordern.

Art. 113

Pflicht zur Ersatzvornahme

Kommt die Gemeinde binnen einer ihr gesetzten 
angemessenen Frist den Anordnungen der Rechts­
aufsichtsbehörde nicht nach, so hat diese die not­
wendigen Maßnahmen an Stelle der Gemeinde zu 
verfügen und zu vollziehen. Die Kosten trägt die 
Gemeinde.

Art. 114

Bestellung eines Beauftragten

(1) Ist der geordnete Gang der Verwaltung durch 
Beschlußunfähigkeit des Gemeinderats oder durch 
seine Weigerung, gesetzmäßige Anordnungen der 
Rechtsaufsichtsbehörde auszuführen, ernstlich  be­
hindert, so kann die Rechtsaufsichtsbehörde den 
ersten Bürgermeister ermächtigen, bis zur Behebung 
des gesetzwidrigen Zustandes für die Gemeinde zu 
handeln.

(2) Weigert sich der erste Bürgermeister oder ist 
er aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen ver­
hindert, die Aufgaben nach Absatz 1 wahrzunehmen, 
so beauftragt die Rechtsaufsichtsbehörde die wei­
teren Bürgermeister in ihrer Reihenfolge, für die 
Gemeinde zu handeln, solange es erforderlich ist. 
Sind keine weiteren Bürgermeister vorhanden oder 
sind auch sie verhindert oder nicht handlungswillig, 
so  handelt  die  Rechtsaufsichtsbehörde  für  die 
Gemeinde.

(3) Die Staatsregierung kann ferner, wenn sich 
der gesetzwidrige Zustand anders nicht beheben 
läßt, den Gemeinderat auflösen und die Neuwahl 
des ersten Bürgermeisters oder des Gemeinderats 
oder beider anordnen.

Art. 115

Fachaufsichtsbehörden

Die Zuständigkeit zur Führung der Fachaufsicht 
auf den einzelnen Gebieten des übertragenen Wir­
kungskreises bestimmt sich nach den hierfür gelten­
den besonderen Vorschriften.

Art. 116

Befugnisse der Fachaufsicht

(1)  Die Fachaufsichtsbehörden können sich über 
Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises

in gleicher Weise wie die Rechtsaufsichtsbehörden 
unterrichten (Art. 111). Sie können ferner der Ge­
meinde für die Behandlung übertragener Angele­
genheiten unter Beachtung des Art. 109 Abs. 2 Satz 2 
Weisungen erteilen. Zu weitergehenden Eingriffen 
in die Gemeindeverwaltung sind die Fachaufsichts­
behörden unbeschadet der Entscheidung über Wi­
dersprüche (Art. 119 Nr. 2) nicht befugt.

(2)  Die Rechtsaufsichtsbehörden sind verpflichtet, 
die Fachaufsichtsbehörden bei der Durchführung ih­
rer gesetzlichen Aufgaben nötigenfalls unter An­
wendung der in den Art. 113 und 114 festgelegtcn 
Befugnisse zu unterstützen.

Art. 117

Genehmigungsbehörde

(1) Die in diesem Gesetz vorgeschriebenen Geneh­
migungen erteilt, soweit nichts anders bestimmt ist, 
die Rechtsaufsichtsbehörde (Art. 110).

(2) Gemeindliche Beschlüsse sowie Geschäfte des 
bürgerlichen  Rechts  erlangen  Rechtswirksamkeit 
erst mit der Erteilung der nach diesem Gesetz erfor­
derlichen Genehmigung.

(3) Die Anträge auf Erteilung der Genehmigungen 
sind ohne schuldhafte Verzögerung zu Vorbeschei­
den.

2. Abschnitt 

Rechtsmittel

Art. 118 

(aufgehoben)

Art. 119

Erlaß des Widerspruchsbescheides (§ 73 VwGO) 

Den Widerspruchsbescheid erläßt

1. in Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises 
die Rechtsaufsichtsbehörde, die dabei auf die Prü­
fung der Rechtmäßigkeit beschränkt ist; zuvor 
hat die Selbstverwaltungsbehörde nach § 72 der 
Verwaltungsgerichtsordnung auch die Zweckmä­
ßigkeit zu überprüfen;

2. in Angelegenheiten des übertragenen Wirkungs­
kreises die Fachaufsichtsbehörde; ist Fachauf­
sichtsbehörde eine oberste Landesbehörde, so ent­
scheidet die Behörde, die den Verwaltungsakt er­
lassen hat. Art. 109 Abs. 2 Satz 2 findet keine 
Anwendung.

Art. 120

Anfechtung aufsichtlicher Verwaltungsakte

(1) Über den Widerspruch kreisangehöriger Ge­
meinden gegen einen aufsichtlichen Verwaltungsakt 
entscheidet

1. in Angelegenheiten der Rechtsaufsicht die Regie­
rung,

2. in Angelegenheiten der Fachaufsicht die höhere 
Fachaufsichtsbehörde; ist höhere Fachaufsichts­
behörde eine oberste Landesbehörde, so entschei­
det die Behörde, die den aufsichtlichen Verwal­
tungsakt erlassen hat.

(2) Über den Widerspruch kreisfreier Gemeinden 
gegen einen aufsichtlichen Verwaltungsakt entschei­
det die nächsthöhere Behörde; ist nächsthöhere Be­
hörde eine oberste Landesbehörde, so entscheidet 
die Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen hat 
(§ 73 Abs. 1 Nr. 1 und 2 der Verwaltungsgerichts­
ordnung).

(3) Hat den aufsichtlichen Verwaltungsakt eine 
oberste Landesbehörde erlassen, so entfällt der Wi­
derspruch (§ 68 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 der Verwaltungs­
gerichtsordnung).
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Fünfter Teil

Übergangs- und Schlußvorschriften

Art. 121

Inkrafttreten der Gemeindeordnung

(1) dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt am 18. Ja­
nuar 1952 in Kraft. *)

(2) Gleichzeitig werden alle Vorschriften ungültig, 
deren Gegenstände in diesem Gesetz geregelt sind.

Insbesondere treten außer Kraft

1. die Bayerische Gemeindeordnung vom 18. Dezem­
ber 1945/28. Februar 1946 (GVB1. 1946 S. 225),

2. die bisher noch angewendeten Teile der Deut­
schen Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935 
(RGBl. I S. 49) mit den Durchführungsverordnun­
gen vom 22. März 1935 (RGBl. I S. 393), vom 25. 
März 1936 (RGBl. I S. 272), vom 30. März 1937 
(RGBl. I S. 428), vom 20. August 1937 (RGBl. I 
911) und vom 24. November 1938 (RGBl. I S. 1665),

3. die Bayerische Uberleitungsverordnung zur Deut­
schen  Gemeindeordnung  vom  30.  März  1935 
(GVB1. S. 179) und die Angleichungsverordnung 
zur Deutschen Gemeindeordnung vom 1. April 
1935 (GVB1. S. 180),

4. Art. 12 des Gemeindeabgabengesetzes vom 20. 
Juli 1938 (BayBS I S. 553).

Art. 122

Zunächst weitergeltendes Recht 

Bis zum Erlaß neuer Vorschriften bleiben in Kraft:

1. (aufgehoben),

2. die Eigenbetriebsverordnung vom 21. November 
1938 (BayBSErgB S. 56),

3. (aufgehoben),

4. die  Rücklagenverordnung  vom  5.  Mai  1936 
(BayBSErgB S. 31),

5. die Verordnung über die Aufstellung und Aus­
führung  des  Haushaltsplans  der  Gemeinden 
(GemHV) vom 4. September 1937 (BayBSErgB
S. 33),

6. die Verordnung über das Kassen- und Rechnungs­
wesen der Gemeinden (KuRV) vom 2. November 
1938 (BayBSErgB S. 41),

7. (gegenstandslos),

8. (gegenstandslos),

9. die Bekanntmachung über die Mitgliedschaft bei 
dem Bayer. Prüfungsverband öffentlicher Kassen 
vom 10. Mai 1942 (BayBS I S. 573).

Die Anwendung dieser Vorschriften darf den Grund­
sätzen dieses Gesetzes nicht widersprechen.

Art. 123

Ausführungs- und Überleitungsvorschriften 

Die Staatsregierung erläßt die zum Vollzug dieses 
Gesetzes erforderlichen Ausführungs- und Überlei­
tungsvorschriften. Sie kann die Wirtschaftsführung 
der Gemeinden im Rahmen dieses Gesetzes durch 
Verordnung näher regeln, insbesondere

1. die Verwaltung und Nachweisung des Gemeinde­
vermögens,

2. die Wirtschaftsführung der gemeindlichen Eigen­
betriebe,

3. die Ansammlung und Verwendung von Rück­
lagen,

4. die Aufstellung und Ausführung des Haushalts­
plans,

5. das Kassen- und Rechnungswesen,

6. die Anlegung der Gemeinde- und Stiftungsgelder.

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes 
in der Fassung vom 25. Januar 1952 (GVB1. S. 19). Der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Änderungen 
ergibt sich aus den Änderungsgesetzen.

Bekanntmachung
der Neufassung der Landkreisordnung 
für den Freistaat Bayern (LKrO)

Vom 14. Dezember 1970

Auf Grund des § 24 des Gesetzes zur Vereinfachung 
verwaltungsrechtlicher Vorschriften vom 27. Oktober 
1970 (GVB1.S.469) wird nachstehend der Wortlaut der 
Landkreisordnung für den Freistaat Bayern vom 
16. Februar 1952 (BayBS I S. 515) in der vom 1. No­
vember 1970 an geltenden Fassung*) neu bekanntge­
macht.

München, den 14. Dezember 1970

Bayerisches Staatsministerium des Innern

Dr. Merk, Staatsminister

*) Diese Fassung enthält nicht die Änderungen auf Grund
des Gesetzes vom 23. Juni 1966 (GVB1. S. 195), geändert am
24. September 1970 (GVB1. S. 421), die erst am 1. Mai 1972
in Kraft treten.

Landkreisordnung
für den Freistaat Bayern (LKrO) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Dezember 1970

Erster Teil

Wesen und Aufgaben des Landkreises

1. Abschnitt

Begriff; Benennung und Hoheitszeichen

Art. 1 

Begriff

Die Landkreise sind Gebietskörperschaften mit dem 
Recht, überörtliche Angelegenheiten, deren Bedeu­
tung über das Kreisgebiet nicht hinausgeht, im Rah­
men der Gesetze zu ordnen und zu verwalten. Ihr Ge­
biet bildet zugleich den Bereich der unteren staat­
lichen Verwaltungsbehörde.

Art. 2

Name; Sitz der Kreisverwaltung

(1) Die Landkreise führen den Namen des Ortes, an 
dem sich die Kreisverwaltung befindet.

(2) Der Sitz der Kreisverwaltung wird nach Anhö­
rung des Kreistages mit Zustimmung des Landtages 
durch die Staatsregierung bestimmt.

(3) Mit Zustimmung des Staatsministeriums des 
Innern können Landkreise eine Bezeichnung führen, 
die auf ihre Vergangenheit oder heutige Bedeutung 
oder auf ihre Lage hinweist.

Art. 3

Wappen und Fahnen; Dienstsiegel

(1) Die Landkreise können ihre geschichtlichen 
Wappen und Fahnen führen. Die Änderung bestehen­
der und die Annahme neuer Wappen und Fahnen be­
darf der Zustimmung der Regierung.

(2) Landkreise mit eigenem Wappen führen dieses 
in ihrem Dienstsiegel. Die übrigen Landkreise führen 
in diesem Dienstsiegel das kleine Staatswappen.

(3) Von Dritten dürfen Wappen und Fahnen des 
Landkreises nur mit dessen Genehmigung verwendet 
werden.

2. Abschnitt

Wirkungskreis

Art. 4

Wirkungskreis im allgemeinen

(1) Den Landkreisen steht die Erfüllung der auf das 
Kreisgebiet beschränkten öffentlichen Aufgaben zu,
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die über die Zuständigkeit oder das Leistungsvermö­
gen der kreisangehörigen Gemeinden hinausgehen, 
soweit es sich nicht um Staatsaufgaben handelt.

(2)  Die Aufgaben der Landkreise sind eigene oder 
übertragene Angelegenheiten.

Art. 5

Eigene Angelegenheiten

(1) Der eigene Wirkungskreis der Landkreise um­
faßt die Angelegenheiten der durch das Kreisgebiet 
begrenzten überörtlichen Gemeinschaft.

(2) In Angelegenheiten des eigenen Wirkungskrei­
ses handeln die Landkreise nach eigenem Ermessen. 
S'ie sind nur an die gesetzlichen Vorschriften gebun­
den.

Art. 6

Übertragene Angelegenheiten

(1) Der übertragene Wirkungskreis der Landkreise 
umfaßt die staatlichen Aufgaben, die das Gesetz den 
Landkreisen zur Besorgung im Auftrag des Staates 
zuweist.

(2) Für die Erledigung übertragener Angelegenhei­
ten können die zuständigen Staatsbehörden den 
Landkreisen Weisungen erteilen.

(3) Den Landkreisen können Angelegenheiten auch 
zur selbständigen Besorgung übertragen werden. 
Art. 5 Abs. 2 ist hierbei sinngemäß anzuwenden.

(4) Bei der Zuweisung von Angelegenheiten sind 
gleichzeitig die notwendigen Mittel zur Verfügung zu 
stellen.

3. Abschnitt

Kreisgebiet

Art. 7

Gebietsumfang

Die Gesamtfläche der dem Landkreis zugeteilten 
Gemeinden und gemeindefreien Gebiete bildet das 
Kreisgebiet.

Art. 8

Änderung und Zuständigkeit

(1) Landkreise können in ihrem Gebietsumfang nur 
aus Gründen des öffentlichen Wohls geändert wer­
den, wobei insbesondere auf ihre Leistungsfähigkeit 
Rücksicht zu nehmen ist.

(2) Wenn mindestens eine ganze Gemeinde oder 
mindestens ein ganzes gemeindefreies Gebiet umge­
gliedert wird, ist unbeschadet des Art. 5 Abs. 3 und 4 
Gemeindeordnung eine Rechtsverordnung der Staats­
regierung erforderlich, die der Zustimmung des Land­
tags bedarf.

(3) Sonstige Änderungen verfügt das Staatsministe­
rium des Innern; allenfallsige Änderungen nach 
Art. 11 und Maßnahmen nach Art. 13 Abs. 1 Ge­
meindeordnung werden in diesem Verfahren mit­
erledigt.

(4) Vor der Änderung sind die beteiligten Kreistage 
sowie die Gemeinderäte und die Eigentümer der ge­
meindefreien Grundstücke im Änderungsgebiet zu 
hören. Den Kreisbürgern, deren Kreiszugehörigkeit 
wechselt, soll Gelegenheit gegeben werden, zu der 
Änderung in geheimer Abstimmung Stellung zu neh­
men.

Art. 9

Folgen der Änderungen

(1) Das Staatsministerium des Innern verfügt in 
den Fällen des Art. 8 Abs. 3 den Zeitpunkt der Rechts­
wirksamkeit der Änderung und regelt die mit ihr zu­
sammenhängenden Rechts- und Verwaltungsfragen 
einschließlich des Kreisrechts. Es kann insbesondere 
eine Neuwahl oder Ergänzung eines Kreistages für

den Rest der Wahlzeit anordnen. Dies gilt auch, so­
weit die Rechtsverordnung in den Fällen des Art. 8 
Abs. 2 keine Regelung nach Satz 1 und gegebenenfalls 
nach Art. 13 Abs. 1 Gemeindeordnung enthält.

(2) Die vermögensrechtlichen Verhältnisse werden 
durch Übereinkunft der beteiligten Landkreise ge­
regelt. Der Übereinkunft kommt in dem in ihr be­
stimmten Zeitpunkt, frühestens jedoch mit Rechts­
wirksamkeit der Änderung unmittelbar rechtsbe­
gründende Wirkung zu. Kommt eine Übereinkunft 
nicht zustande, so entscheiden das Verwaltungsgericht 
und in der Berufungsinstanz der Verwaltungsge­
richtshof als Schiedsgerichte.

(3) Soweit der Aufenthalt Voraussetzung für Rechte 
und Pflichten ist, gilt der vor der Änderung liegende 
Aufenthalt im Änderungsgebiet als Aufenthalt im 
neuen Landkreis.

Art. 10

Bekanntmachung; Gebühren

(1) Änderungen gemäß Art. 8 sind im Bayerischen 
Staatsanzeiger bekanntzumachen, soweit sie nicht im 
Gesetz- und Verordnungsblatt zu veröffentlichen 
sind.

(2) Für Rechtshandlungen, die aus Anlaß solcher 
Änderungen erforderlich sind, werden öffentliche Ab­
gaben und Gebühren nicht erhoben.

4. Abschnitt

Kreisangehörige

Art. 11

Kreiseinwohner und Kreisbürger

(1) Kreisangehörige sind alle Kreiseinwohner. Sie 
haben gegenüber dem Landkreis die gleichen Rechte 
und Pflichten. Ausnahmen bedürfen eines besonderen 
Rechtstitels.

(2) Kreiisbürger sind alle Kreisangehörigen, die das 
Wahlrecht für die Kreiswahlen besitzen.

Art. 12

Wahl des Kreistags

Die Kreisbürger wählen auf die Dauer von sechs 
Jahren die Kreisräte.

Art. 13

Ehrenamtliche Tätigkeit der Kreisbürger

(1) Die wählbaren Kreisbürger nehmen nach den 
gesetzlichen Vorschriften an der Verwaltung des 
Landkreises teil. Sie sind zur Übernahme von Ehren­
ämtern verpflichtet.

(2) Die Kreisbürger können die Übernahme von 
Ehrenämtern nur aus wichtigen Gründen ablehnen. 
Als wichtiger Grund ist es insbesondere anzusehen, 
wenn der Verpflichtete durch sein Alter, seine Be­
rufs- oder Familienverhältnisse, seinen Gesundheits­
zustand oder sonstige in seiner Person liegende Um­
stände an der Übernahme des Amts verhindert ist.

(3) Ob ein wichtiger Grund vorliegt, entscheidet der 
Kreistag. Er kann die unbegründete Ablehnung von 
Ehrenämtern mit Ordnungsgeld bis zu fünfhundert 
Deutschen Mark ahnden.

(4) Die Vorschriften in den Absätzen 2 und 3 gelten 
entsprechend für die Niederlegung von Ehrenämtern; 
für die Niederlegung des Amtes des gewählten Stell­
vertreters des Landrats gelten die besonderen gesetz­
lichen Vorschriften.

Art. 14

Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht

(1) Ehrenamtlich tätige Kreisbürger sind verpflich­
tet, ihre Obliegenheiten gewissenhaft wahrzunehmen.
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(2) Sie haben über die ihnen bei ihrer ehrenamtli­
chen Tätigkeit bekanntgewordenen Angelegenheiten 
Verschwiegenheit zu bewahren; das gilt nicht für 
Mitteilungen im amtlichen Verkehr oder über Tatsa­
chen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutungnach 
keiner Geheimhaltung bedürfen. Sie dürfen die 
Kenntnis der nach Satz 1 geheimzuhaltenden Ange­
legenheiten nicht unbefugt verwerten. Sie haben auf 
Verlangen  des  Kreistags  amtliche  Schriftstücke, 
Zeichnungen, bildliche Darstellungen und Aufzeich­
nungen jeder Art über dienstliche Vorgänge heraus­
zugeben, auch soweit es sich um Wiedergaben han­
delt. Diese Verpflichtungen bestehen auch nach Be­
endigung des Ehrenamts fort. Die Herausgabepflicht 
trifft auch die Hinterbliebenen und Erben.

(3) Wer den Verpflichtungen der Absätze 1 und 2 
schuldhaft zuwiderhandelt, kann, unbeschadet der zi­
vilrechtlichen Haftung und der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit, vom Kreistag im Einzelfall mit Ord­
nungsgeld bis zu fünfhundert Deutschen Mark be­
legt werden.

(4) Für den gewählten Stellvertreter des Landrats 
gelten die besonderen gesetzlichen Vorschriften.

Art. 14 a 

Entschädigung

(1) Ehrenamtlich tätige Kreisbürger haben An­
spruch auf angemessene Entschädigung. Das Nähere 
wird durch Kreissatzung bestimmt. Auf die Entschä­
digung kann nicht verzichtet werden; der Anspruch 
darauf ist nicht übertragbar.

(2) Ehrenamtlich tätige Kreisbürger haben ferner 
wie folgt Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalles:

1. Angestellte und Arbeiter werden für den ihnen 
entstandenen  nachgewiesenen  Verdienstausfall 
entschädigt.

2. Selbständig Tätige können für die durch die Teil­
nahme an Sitzungen entstehende Zeitversäumnis 
eine Verdienstausfallentschädigung erhalten, die 
auf der Grundlage eines satzungsmäßig festzule­
genden Pauschalsatzes für je eine Stunde Sitzungs­
dauer gewährt wird.

(3) Für den gewählten Stellvertreter des Landrats 
gelten die besonderen gesetzlichen Vorschriften.

Art. 15

Benutzung öffentlicher Einrichtungen;
Tragung der Kreislasten

(1) Alle Kreisangehörigen sind nach den bestehen­
den allgemeinen Vorschriften berechtigt, die öffent­
lichen Einrichtungen des Landkreises zu benutzen, 
und verpflichtet, die Kreislasten zu tragen.

(2) Auswärts wohnende Personen haben für ihren 
Grundbesitz oder ihre gewerblichen Niederlassungen 
im Kreisgebiet gegenüber dem Landkreis die glei­
chen Rechte und Pflichten wie im Landkreis woh­
nende Grundbesitzer und Gewerbetreibende.

(3) Die Vorschriften in den Absätzen 1 und 2 finden 
auf juristische Personen und auf Personenvereini­
gungen entsprechende Anwendung.

(4) Die Benutzung der öffentlichen, dem Gemein­
gebrauch dienenden Einrichtungen steht nach Maß­
gabe der bestehenden Vorschriften jedermann zu.

5. Abschnitt

Kreishoheit

Art. 16

Umfang der Kreishoheit

(1) Die Hoheitsgewalt des Landkreises umfaßt das 
Kreisgebiet und seine gesamte Bevölkerung (Kreis­
hoheit).

(2) Die Landkreise haben das Recht, ihr Finanz­
wesen im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen 
selbst zu regeln. Sie sind insbesondere befugt, zur 
Deckung des für die Erfüllung ihrer Aufgaben not­
wendigen Finanzbedarfs Abgaben nach Maßgabe der 
Gesetze zu erheben, soweit ihre sonstigen Einnahmen 
nicht ausreichen. Zu diesem Zweck ist ihnen das 
Recht zur Erhebung eigener Steuern und sonstiger 
Abgaben in ausreichendem Maße zu gewährleisten.

(3) Der Staat hat den Landkreisen zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben weitere Mittel im Rahmen des Staats­
haushalts zuzuweisen.

Art. 17 

Kreisrecht

Die Landkreise können zur Regelung ihrer Ange­
legenheiten Satzungen erlassen. Satzungen zur Rege­
lung übertragener Angelegenheiten, bewehrte Sat­
zungen (Art. 18 Abs. 2) und Verordnungen sind nur 
in den gesetzlich bestimmten Fällen zulässig. In sol­
chen Satzungen und in Verordnungen soll ihre be­
sondere Rechtsgrundlage angegeben werden.

Art. 18

Inhalt der Satzungen

(1) In den Satzungen können die Landkreise ins­
besondere

1. die Benützung ihres Eigentums und ihrer öffent­
lichen Einrichtungen regeln und Gebühren für die 
Benützung festsetzen,

2. aus Gründen des öffentlichen Wohles, insbesondere 
zur Abwehr von Gefahren für die Sicherheit oder 
Gesundheit der Kreisangehörigen den Anschluß- 
und  Benutzungszwang  für  Einrichtungen  des 
Landkreises anordnen,

3. bestimmen, daß bei öffentlichen Notständen, ins­
besondere wenn es die Sicherheit des Verkehrs 
erfordert, Hand- und Spanndienste unter ange­
messener Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse der Pflichtigen angeordnet werden 
können.

(2) In den Satzungen kann die Ersatzvornahme 
auf Kosten säumiger Verpflichteter für zulässig er­
klärt werden. In den Fällen des Absatzes 1 Nrn. 1 
bis 3 können in der Satzung Zuwiderhandlungen als 
Ordnungswidrigkeiten mit Geldbuße bedroht werden 
(bewehrte Satzung).

Art. 19

Genehmigungs- und Vorlagepflicht

Satzungen nach Art. 18 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 bedürfen 
der Genehmigung, Satzungen nach Art. 18 Abs. 1 
Nr. 1 jedoch nur, wenn sie als bewehrte Satzungen 
erlassen werden. Die Genehmigung ist auch für Sat­
zungen erforderlich, die mit rückwirkender Kraft er­
lassen werden, mit Ausnahme der Haushaltssatzung. 
Erläßt das Staatsministerium des Innern Satzungs­
muster, so ist eine Satzung von der Genehmigungs­
pflicht befreit, wenn sie keine oder nur solche Ab­
weichungen enthält, die im Satzungsmuster selbst 
vorgesehen sind.

Art. 20

Inkrafttreten; Bekanntmachung

(1) Satzungen treten eine Woche nach ihrer Be­
kanntmachung in Kraft. In der Satzung kann ein 
anderer Zeitpunkt bestimmt werden, in bewehrten 
Satzungen und anderen Satzungen, die nicht mit rück­
wirkender Kraft erlassen werden dürfen, jedoch frü­
hestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag.

(2) Satzungen sind im Amtsblatt des Landkreises 
oder des Landratsamtes, sonst im Amtsblatt der Re­
gierung oder des Bezirks oder im Bayerischen Staats­
anzeiger bekanntzumachen.
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Art. 21

Verwaltungsverfügungen, Zwangsmaßnahmen

(1) Die Landkreise können im eigenen und über­
tragenen Wirkungskreis die zur Durchführung von 
Gesetzen, Rechtsverordnungen und Satzungen not­
wendigen Einzelverfügungen erlassen und unter An­
wendung der gesetzlichen Zwangsmittel vollziehen.

(2) (aufgehoben.)

(3) Geldbußen, die auf Grund bewehrter Satzungen 
festgesetzt werden, fließen in die Kreiskasse.

Zweiter Teil

Verfassung und Verwaltung 
des Landkreises

1. Abschnitt

Kreisorgane und ihre Hilfskräfte

Art. 22 

Hauptorgane

Der Landkreis wird durch den Kreistag verwal­
tet, soweit nicht vom Kreistag bestellte Ausschüsse 
(Art. 26 ff.) über Kreisangelegenheiten beschließen 
oder der Landrat selbständig entscheidet (Art. 34).

a) Der Kreistag

Art. 23

Rechtsstellung, Aufgaben des Kreistags

(1) Der Kreistag ist die Vertretung der Kreisbürger. 
Er entscheidet im Rahmen des Art. 22 über alle wich­
tigen Angelegenheiten der Kreisverwaltung.

(2) Der Kreistag überwacht die gesamte Kreisver­
waltung, insbesondere auch die Ausführung seiner 
Beschlüsse. Jedem Kreisrat muß durch das Landrats­
amt Auskunft erteilt werden.

Art. 24

Zusammensetzung des Kreistags

(1) Der Kreistag besteht aus dem Landrat und den 
Kreisräten.

(2) In den Kreistag sind so viele Mitglieder zu wäh­
len, daß auf jedes angefangene Tausend der Einwoh­
ner des Landkreises ein Vertreter trifft, höchstens 
jedoch 45. Die Kreisräte sind ehrenamtlich tätig.

(3) Kreisräte können nicht sein:

1. Beamte und Angestellte der Rechtsaufsichtsbehör­
den, die unmittelbar mit Aufgaben der Rechtsauf­
sicht befaßt sind,

2. der Landrat eines anderen Kreises,

3. der  Oberbürgermeister  einer  kreisfreien  Ge­
meinde.

(4) Alle Kreisräte sind alsbald nach ihrer Berufung 
in feierlicher Form zu vereidigen. Die Eidesformel 
lautet:

„Ich schwöre Treue dem Grundgesetz für die Bun­
desrepublik Deutschland und der Verfassung des 
Freistaates Bayern. Ich schwöre, den Gesetzen ge­
horsam zu sein und meine Amtspflichten gewis­
senhaft zu erfüllen. Ich schwöre, die Rechte der 
Selbstverwaltung zu wahren und ihren Pflichten 
nachzukommen, so wahr mir Gott helfe.“

Der Eid kann auch ohne die Worte „so wahr mir Gott 
helfe“ geleistet werden. Gestattet ein Gesetz den Mit­
gliedern einer Religionsgemeinschaft, anstelle der 
Worte „ich schwöre“ andere Beteuerungsformeln zu 
gebrauchen, so kann der Kreisrat, der Mitglied einer 
solchen Religionsgemeinschaft ist, diese Beteuerungs­
formel sprechen. Den Eid nimmt der Landrat ab. Die 
Eidesleistung entfällt für die Kreisräte, die im An­
schluß an ihre Amtszeit wieder zum Kreisrat des 
gleichen Landkreises gewählt wurden.

Art. 25

Einberufung des Kreistags

(1) Der Kreistag wird vom Landrat, erstmals bin­
nen vier Wochen nach der Wahl, einberufen. Er muß 
jährlich mindestens viermal zusammentreten.

(2) In dringenden Fällen kann der Kreistag zu au­
ßerordentlichen Sitzungen einberufen werden. Er ist 
einzuberufen, wenn es der Kreisausschuß oder ein 
Drittel der Kreisräte unter Bezeichnung des Ver­
handlungsgegenstandes beantragt.

b) Der Kreisausschuß 
und die weiteren Ausschüsse

Art. 26

Aufgaben des Kreisausschusses

Der Kreisausschuß ist ein vom Kreistag bestellter 
ständiger Ausschuß. Er bereitet die Verhandlungen 
des Kreistags vor und erledigt an seiner Stelle die 
ihm vom Kreistag übertragenen Angelegenheiten.

Art. 27

Zusammensetzung

(1) Der Kreisausschuß besteht aus dem Landrat und 
acht Kreisräten.

(2) Die Mitglieder des Kreisausschusses werden 
vom Kreistag für die Dauer der Wahlzeit aus seiner 
Mitte bestellt. Hierbei hat der Kreistag dem Stärke­
verhältnis der in ihm vertretenen Parteien und Wäh­
lergruppen Rechnung zu tragen. Die Bestellung an­
derer als der von den Parteien und Wählergruppen 
vorgeschlagenen Personen ist nicht zulässig. Kreis­
räte können sich zur Entsendung gemeinsamer Ver­
treter in den Kreisausschuß zusammenschließen.

(3) Während der Wahlzeit im Kreistag eintretende 
Änderungen des Stärkeverhältnisses der Parteien 
und Wählergruppen sind auszugleichen. Scheidet ein 
Mitglied aus der von ihm vertretenen Partei oder 
Wählergruppe aus, so verliert es seinen Sitz im Kreis­
ausschuß.

Art. 28 

Einberufung

Der Kreisausschuß wird vom Landrat nach Bedarf 
einberufen. Er muß einberufen werden, wenn es die 
Hälfte der Mitglieder unter Angabe des Beratungs­
gegenstandes schriftlich beantragt.

Art. 29

Weitere Ausschüsse

(1) Der Kreistag kann im Bedarfsfall weitere vor­
beratende und beschließende Ausschüsse bilden. Für 
ihre  Zusammensetzung und  Einberufung  gelten 
Art. 27 und Art. 28.

(2) Ausschüsse nach Abs. 1 können vom Kreistag 
jederzeit aufgelöst werden.

,  Art. 30

Dem Kreistag vorbehaltene Angelegenheiten

(1) Der Kreistag kann dem Kreisausschuß und den 
weiteren beschließenden Ausschüssen folgende in die­
sem Gesetz geregelten Angelegenheiten nicht über­
tragen:

1. die Beschlußfassung über den Sitz der Kreisver­
waltung (Art. 2 Abs. 2),

2. die Beschlußfassung über die Führung einer be­
sonderen Bezeichnung des Landkreises (Art. 2 
Abs. 3),

3. die Annahme und Änderung von Wappen und 
Fahnen (Art. 3 Abs. 1),

4. die Beschlußfassung über Änderungen des Kreis­
gebietes (Art. 8, 9),
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5. die Entscheidung über die Übernahme und die 
Niederlegung von Ehrenämtern und über die Er­
hebung von Ordnungsgeld wegen unbegründeter 
Ablehnung von Ehrenämtern (Art. 13),

6. die Erhebung von Ordnungsgeld bei Verstößen
. ehrenamtlich tätiger Kreisbürger gegen die Sorg-
falts- und Verschwiegenheitspflicht (Art. 14 Abs. 3),

7. die Festsetzung der Entschädigung für ehrenamt­
lich tätige Kreisbürger (Art. 14a),

8. die Festsetzung öffentlicher Abgaben und Gebüh­
ren,

9. die Erlassung, die Änderung und die Aufhebung 
von Satzungen, bewehrten Satzungen und Ver­
ordnungen,

10. die Bestellung des Kreisausschusses und die Über­
tragung von Aufgaben auf den Kreisausschuß 
(Art. 26, 27),

11. die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer 
Ausschüsse (Art. 29),

12. die Beschlußfassung in beamten-, besoldungs-, 
versorgungs- und disziplinarrechtlichen Angele­
genheiten des Landrats und des gewählten Stell­
vertreters des Landrats, soweit nicht das Gesetz 
über kommunale Wahlbeamte oder die Bayerische 
Disziplinarordnung etwas anderes bestimmen,

13. die Aufstellung der Richtlinien über die laufen­
den Angelegenheiten (Art. 34 Abs. 1),

14. die Wahl des Stellvertreters des Landrats und die 
Regelung der weiteren Stellvertretung (Art. 32,36),

15. den Erlaß der Geschäftsordnung für den Kreistag 
(Art. 40),

16. die Übernahme von Selbstverwaltungsaufgaben 
kreisangehöriger Gemeinden (Art. 52 Abs. 2),

17. die Entscheidung über die Errichtung, Erweite­
rung oder Aufhebung wirtschaftlicher Unterneh­
men des Landkreises und über die Beteiligung an 
wirtschaftlichen Unternehmen (Art. 63, 65),

18. die hinsichtlich der Eigenbetriebe (Art. 68) dem 
Kreistag vorbehaltenen Angelegenheiten,

19. die Festsetzung und Änderung des Haushaltsplans 
sowie die Entscheidung über die Einwendungen 
gegen die Haushaltssatzung (Art. 79, 80, 83),

20. die Beschlußfassung über den Stellennachweis 
der Kreisbediensteten (Art. 79 Abs. 2),

21. die Feststellung der Jahresrechnung sowie die 
Beschlußfassung über die endgültige Anerken­
nung der Jahresrechnung (Art. 91, 93).

(2)  Alle übrigen in diesem Gesetz geregelten Ange­
legenheiten können vom Kreistag dem Kreisausschuß 
oder weiteren beschließenden Ausschüssen übertra­
gen werden.

c) Der Landrat 
und sein Stellvertreter

Art. 31 
Der Landrat

(1) Der Landrat ist Beamter des Landkreises; er ist 
Beamterauf Zeit. Er wird für eine Amtszeit von sechs 
Jahren von den Kreisbürgern gewählt.

(2) Das Nähere über das Beamtenverhältnis des 
Landrats bestimmt das Gesetz über kommunale 
Wahlbeamte.

Art. 32
Der gewählte Stellvertreter des Landrats

(1) Der Kreistag wählt aus seiner Mitte für die 
Dauer seiner Wahlzeit den Stellvertreter des Land­
rats. Der gewählte Stellvertreter des Landrats ist 
Ehrenbeamter des Landkreises.

(2) Zum Stellvertreter des Landrats sind die Kreis­
räte wählbar, welche die Voraussetzungen für die 
Wahl zum Landrat erfüllen; Art. 4 Abs. 1 des Land­
kreiswahlgesetzes in Verbindung mit Art. 29 Abs. 2 
Satz 1 des Gemeindewahlgesetzes ist nicht anzuwen­

den. Für die Wahl des Stellvertreters des Landrats 
gilt Art. 45 Abs. 3.

(3) Das Nähere über das Beamtenverhältnis des ge­
wählten Stellvertreters des Landrats bestimmt das 
Gesetz über kommunale Wahlbeamte.

(4) Endet das Beamtenverhältnis eines gewählten- 
Stellvertreters des Landrats während der Wahlzeit 
des Kreistags, so findet für den Rest der Wahlzeit 
innerhalb von drei Monaten eine Neuwahl statt.

Art. 33
Vorsitz im Kreistag, Vollzug der Beschlüsse 

Der Landrat führt den Vorsitz im Kreistag, im 
Kreisausschuß und in den weiteren Ausschüssen. Er 
vollzieht die gefaßten Beschlüsse. Ist der Landrat ver­
hindert oder persönlich beteiligt, so handelt sein Ver­
treter.

Art. 34
Zuständigkeit des Landrats

(1) Der Landrat erledigt in eigener Zuständigkeit

1. die laufenden Angelegenheiten, die für den Land­
kreis keine grundsätzliche Bedeutung haben und 
keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen,

2. die Angelegenheiten des Landkreises, die im Inter­
esse der Sicherheit der Bundesrepublik oder eines 
ihrer Länder geheimzuhalten sind.

Für die laufenden Angelegenheiten nach Nr. 1, die 
nicht unter Nr. 2 fallen, kann der Kreistag Richtlinien 
aufstellen.

(2) Der Kreistag kann dem Landrat durch die Ge­
schäftsordnung weitere Angelegenheiten des über­
tragenen Wirkungskreises zur selbständigen Erledi­
gung übertragen. Das gilt nicht für Angelegenheiten, 
die nach Art. 30 Abs. 1 nicht auf beschließende Aus­
schüsse übertragen werden können. Der Kreistag 
kann dem Landrat übertragene Angelegenheiten im 
Einzelfall nicht wieder an sich ziehen; das Recht des 
Kreistags, die Übertragung allgemein zu widerrufen, 
bleibt unberührt.

(3) Der Landrat ist befugt, an Stelle des Kreistags, 
des Kreisausschusses und der weiteren Ausschüsse 
dringliche Anordnungen zu treffen und unaufschieb­
bare Geschäfte zu besorgen. Hiervon hat er dem 
Kreistag oder dem Ausschuß in der nächsten Sitzung 
Kenntnis zu geben.

Art. 35
Vertretung des Landkreises nach außen; 

Verpflichtungsgeschäfte

(1) Der Landrat vertritt den Landkreis nach außen.

(2) Erklärungen, durch welche der Landkreis ver­
pflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. Die 
Erklärungen sind durch den Landrat oder seinen 
Stellvertreter unter Angabe der Amtsbezeichnung 
handschriftlich zu unterzeichnen. Sie können auf 
Grund einer diesen Erfordernissen entsprechenden 
Vollmacht auch von Kreisbediensteten unterzeichnet 
werden.

(3) Verletzt der Landrat in Ausübung der ihm an­
vertrauten öffentlichen Gewalt schuldhaft die ihm 
einem anderen gegenüber obliegende Amtspflicht, so 
haftet für die Folgen der Staat, wenn es sich um reine 
Staatsangelegenheiten handelt. Im übrigen haftet der 
Landkreis.

Art. 36
Weitere Stellvertreter des Landrats 

Die weitere Stellvertretung des Landrats regelt der 
Kreistag durch Beschluß.

d) Das Landratsamt 
und die Kreisbediensteten 

Art. 37 
Landratsamt

(1) Das Landratsamt ist Kreisbehörde. Soweit es 
rein staatliche Aufgaben, insbesondere die staatliche 
Aufsicht über die kreisangehörigen Gemeinden und
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über sonstige Körperschaften, Stiftungen und Anstal­
ten des öffentlichen Hechts wahrnimmt, ist es Staats­
behörde.

(2) Geeignete staatliche Aufgaben sind mit Aus­
nahme der staatlichen Aufsicht durch Einzelgesetze 
auf die Kreisverwaltung zu übertragen.

(3) Jedem Landratsamt wird mindestens ein Staats­
beamter mit der Befähigung für den höheren Ver­
waltungsdienst oder für das Richteramt zugeteilt. Er 
soll als juristischer Sachverständiger zu den Sitzun­
gen des Kreistages, des Kreisausschusses und der 
weiteren Ausschüsse zugezogen werden. Nach Bedarf 
werden Staatsbeamte des gehobenen, des mittleren 
und des einfachen Dienstes zugewiesen. Die Staats­
beamten unterstehen der Dienstaufsicht des Land­
rats.
(4) Der Landrat kann seine Befugnisse in Angele­

genheiten der laufenden Verwaltung teilweise den 
Staatsbeamten oder den Kreisbediensteten übertra­
gen und hierbei entsprechende Zeichnungsvollmacht 
erteilen.
(5) Für die Haftung der Staats- und Kreisbedien­

steten gegenüber Dritten gilt Art. 35 Abs. 3 entspre­
chend.
(6) Im Vollzug der Staatsaufgaben wird der Land­

rat als Organ des Staates tätig und untersteht ledig­
lich den Weisungen seiner Vorgesetzten Dienststellen.

Art. 38
Kreisbedienstete

(1) Der Kreistag ist zuständig,
1. die Beamten des Landkreises zu ernennen, zu be­
fördern, zu einem anderen Dienstherm abzuord­
nen oder zu versetzen, in den Ruhestand zu ver­
setzen und zu entlassen,

2. die Angestellten und Arbeiter des Landkreises ein­
zustellen, höherzugruppieren und zu entlassen.

Der Kreistag kann diese Befugnisse dem Kreisaus­
schuß oder einem weiteren beschließenden Ausschuß 
übertragen.

(2) Für Beamte des einfachen und mittleren Dien­
stes, für bestimmte Gruppen von Angestellten, deren 
Vergütung mit der Besoldung der Beamten des ein­
fachen und mittleren Dienstes vergleichbar ist, und 
für Arbeiter können die in Abs. 1 Satz 1 genannten 
Befugnisse dem Landrat übertragen werden. Ein sol­
cher Beschluß bedarf einer Mehrheit von zwei Drit­
teln der Mitglieder des Kreistags; falls der Beschluß 
nicht mit dieser Mehrheit wieder aufgehoben wird, 
gilt er bis zum Ende der Wahlzeit des Kreistags.

(3) Dienstvorgesetzter der Kreisbeamten ist der 
Landrat. Er führt die Dienstaufsicht über die Kreis­
bediensteten.

(4) Die Arbeitsbedingungen müssen den Gesetzen 
und Tarifverträgen entsprechen, die Gehälter und 
Löhne müssen angemessen sein. Sie gelten als ange­
messen, wenn sie den Bezügen der Staatsbediensteten 
gleicher Stellung entsprechen.

Art. 39 

(aufgehoben)

2. Abschnitt  /

Geschäftsgang

Art. 40

Geschäftsordnung

(1) Der Kreistag gibt sich eine Geschäftsordnung.

(2) Die Geschäftsordnung muß Bestimmungen über 
die Frist und Form der Einladung zu den Sitzungen 
sowie über den Geschäftsgang des Kreistags, des 
Kreisausschusses und der weiteren Ausschüsse ent­
halten.

(3) Im Rahmen der Geschäftsordnung leitet und 
verteilt der Landrat die Geschäfte.

Art. 41
Sitzungszwang; Beschlußfähigkeit

(1) Der Kreistag beschließt in Sitzungen.

(2) Er ist beschlußfähig, wenn sämtliche Mitglieder 
ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der 
Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist.

(3) Wird der Kreistag zum zweiten Male zur Ver­
handlung über denselben Gegenstand zusammenge­
rufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Er­
schienenen beschlußfähig. Bei der zweiten Einladung 
muß auf diese Bestimmung hingewiesen werden.

Art. 42
Teilnahme und Abstimmungspflicht;
Ordnungsgeld gegen Säumige

(1) Die Kreisräte sind verpflichtet, an den Sitzun­
gen und Abstimmungen teilzunehmen und die ihnen 
zugewiesenen Geschäfte zu übernehmen. Im Kreis­
tag darf sich niemand der Stimme enthalten.

(2) Gegen Kreisräte, die sich diesen Verpflichtun­
gen ohne genügende Entschuldigung entziehen, kann 
der Kreistag Ordnungsgeld bis zu zweihundert 
Deutschen Mark im Einzelfall verhängen. Das Ord­
nungsgeld fließt in die Kreiskasse.

Art. 43
Ausschluß wegen persönlicher Beteiligung

(1) Mitglieder des Kreistags können an der Bera­
tung und Abstimmung nicht teilnehmen, wenn der 
Beschluß ihnen selbst, ihren Ehegatten, einem Ver­
wandten oder Verschwägerten bis zum dritten Grade 
oder einer von ihnen kraft Gesetzes oder Vollmacht 
vertretenen natürlichen oder juristischen Person ei­
nen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen 
kann. Gleiches gilt, wenn ein Mitglied des Kreistags 
in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein Gutachten 
abgegeben hat.

(2) Ob diese Voraussetzungen vorliegen, entscheidet 
der Kreistag ohne Mitwirkung des persönlich Be­
teiligten.

(3) Die Mitwirkung eines wegen persönlicher Be­
teiligung ausgeschlossenen Mitgliedes hat die Ungül­
tigkeit des Beschlusses nur zur Folge, wenn sie für 
das Abstimmungsergebnis entscheidend war.

Art. 44
Beschränktes Vertretungsrecht

Mitglieder des Kreistags dürfen Ansprüche Dritter 
gegen den Landkreis nur als gesetzliche Vertreter 
geltend machen.

Art. 45

Form der Beschlußfassung; Wahlen

(1) Beschlüsse des Kreistags werden in offener Ab­
stimmung mit Mehrheit der Abstimmenden gefaßt 
Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.

(2) Kein Kreisrat darf zu irgendeiner Zeit wegen 
seiner Abstimmung gerichtlich oder dienstlich ver­
folgt oder sonst außerhalb des Kreistags zur Verant­
wortung gezogen werden.

(3) Wahlen werden in geheimer Abstimmung vor­
genommen. Sie sind nur gültig, wenn sämtliche Mit­
glieder unter Angabe des Gegenstandes geladen sind 
und die Mehrheit von ihnen anwesend und stimm­
berechtigt ist. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte 
der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Leere 
Stimmzettel sind ungültig. Wird die Mehrheit im er­
sten Wahlgang nicht erreicht, so tritt Stichwahl un­
ter den beiden Bewerbern mit den höchsten Stim­
menzahlen ein. Bei Stimmengleichheit in der Stich­
wahl entscheidet das Los.

(4) Anstellung im Kreisdienst gilt nicht als Wahl.

Art. 46 
Öffentlichkeit

(1) Zeitpunkt und Ort der Sitzungen des Kreistags 
sind unter Angabe der Tagesordnung, spätestens am
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fünften Tage vor der Sitzung, öffentlich bekanntzu­
machen.
(2) Die Sitzungen sind öffentlich, soweit nicht Rück­

sichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder auf be­
rechtigte Ansprüche einzelner entgegenstehen. Über 
den Ausschluß der Öffentlichkeit wird in geheimer 
Sitzung beraten und entschieden. Durch die Ge­
schäftsordnung kann festgelegt werden, daß be­
stimmte Angelegenheiten grundsätzlich in nichtöf­
fentlicher Sitzung behandelt werden.

(3) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefaßten Be­
schlüsse sind der Öffentlichkeit bekanntzugeben, so­
bald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen 
sind.

Art. 47
Handhabung der Ordnung

(1) Der Vorsitzende handhabt die Ordnung und übt 
das Hausrecht aus. Er ist berechtigt, Zuhörer, welche 
die Ordnung stören, entfernen zu lassen. Er kann mit 
Zustimmung des Kreistages Kreisräte, welche die 
Ordnung fortgesetzt erheblich stören, von der Sit­
zung ausschließen.

(2) Wird durch einen bereits von einer früheren 
Sitzung ausgeschlossenen Kreisrat die Ordnung in­
nerhalb von zwei Monaten neuerdings erheblich ge­
stört, so kann ihm der Kreistag für zwei weitere Sit­
zungen die Teilnahme untersagen.

Art. 48 
Niederschrift

(1) Die Verhandlungen des Kreistags sind nieder­
zuschreiben. Die Niederschrift muß Tag und Ort der 
Sitzung, die anwesenden Kreisräte, die behandelten 
Gegenstände, die Beschlüsse und das Abstimmungs­
ergebnis ersehen lassen. Kreisräte, die einem Be­
schluß nicht zugestimmt haben, können verlangen, 
daß dies vermerkt wird.

(2) Die Kreisräte können jederzeit die Nieder­
schrift einsehen und sich Abschriften der in öffentli­
cher Sitzung gefaßten Beschlüsse erteilen lassen. Die 
Einsicht in die Niederschriften über öffentliche Sit­
zungen steht allen Kreisbürgern frei.

Art. 49
Geschäftsgang der Ausschüsse

Die Vorschriften der Art. 41 bis 48 finden auf den 
Geschäftsgang des Kreisausschusses und der weite­
ren beschließenden Ausschüsse entsprechend An­
wendung.

3. Abschnitt
Verwaltungsgrundsätze und Verwaltungsaufgaben

Art. 50
Gesetzmäßigkeit; Unparteilichkeit

Die Verwaltungstätigkeit des Landkreises muß mit 
der Verfassung und den Gesetzen in Einklang stehen. 
Sie darf nur von sachlichen Gesichtspunkten geleitet 
sein.

Art. 50 a 
Geheimhaltung

(1) Alle Angelegenheiten, die im Interesse der Si­
cherheit oder anderer wichtiger Belange der Bundes­
republik oder eines ihrer Länder Unbefugten nicht 
bekannt werden dürfen, sind von den Landkreisen 
geheimzuhalten. Die in anderen Rechtsvorschriften 
geregelte Verpflichtung zur Verschwiegenheit bleibt 
unberührt.
(2) Zur Geheimhaltung der in Absatz 1 Satz 1 be- 

zeichneten Angelegenheiten haben die Landkreise die 
notwendigen Vorkehrungen zu treffen. Sie haben in­
soweit auch die für die Behörden des Freistaates 
Bayern geltenden Verwaltungsvorschriften zu be­
achten. Das Staatsministerium des Innern kann 
hierzu Richtlinien aufstellen und Weisungen erteilen, 
die nicht der Einschränkung nach Art. 95 Abs. 2 
Satz 2 unterliegen.

(3) Der Landrat ist zu Beginn seiner Amtszeit durch 
die Rechtsaufsichtsbehörde schriftlich besonders zu 
verpflichten, die in Absatz 1 Satz 1 genannten An­
gelegenheiten geheimzuhalten und die hierfür gel­
tenden Vorschriften zu beachten. In gleicher Weise 
hat der Landrat seinen Stellvertreter zu verpflichten, 
Kreisbedienstete hat er zu verpflichten, bevor sie mit 
den in Absatz 1 Satz 1 genannten Angelegenheiten 
befaßt werden.

Art. 51
Aufgaben des eigenen Wirkungskreises

(1) Im eigenen Wirkungskreis sollen die Land­
kreise in den Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit die 
öffentlichen Einrichtungen schaffen, die für das wirt­
schaftliche, soziale und kulturelle Wohl ihrer Ein­
wohner nach den Verhältnissen des Kreisgebiets er­
forderlich sind.

(2) Im Rahmen des Absatzes 1 sind die Landkreise, 
unbeschadet bestehender Verbindlichkeiten Dritter, 
verpflichtet, nach Maßgabe der gesetzlichen Vor­
schriften die erforderlichen Maßnahmen auf den Ge­
bieten der Straßenverwaltung, der Feuersicherheit, 
des Gesundheitswesens sowie der öffentlichen Für­
sorge und Wohlfahrtspflege zu treffen oder die nöti­
gen Leistungen für solche Maßnahmen aufzuwenden.

(3) Die Landkreise sind insbesondere verpflichtet
a) (aufgehoben),

b) zur Beschaffung und Unterhaltung von größeren
Feuerlöschgeräten,

c) zur Errichtung und Unterhaltung von Kranken­
häusern,

d) zur Tragung der Kosten für die Hebammenaus­
bildung.

(4) Sonstige gesetzlich festgelegte Verpflichtungen 
der Landkreise bleiben unberührt.

Art. 52
Übernahme von Gemeindeaufgaben

(1) Auf Antrag kreisangehöriger Gemeinden kön­
nen die Landkreise deren Aufgaben des eigenen Wir­
kungskreises (Art. 57 der Gemeindeordnung) über­
nehmen, wenn und solange diese das Leistungsver­
mögen der beteiligten Gemeinden übersteigen.

(2) Der Beschluß bedarf einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der gesetzlichen Mitgliederzahl des Kreis­
tags.

Art. 53
Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises

(1) Im übertragenen Wirkungskreis haben die 
Landkreise die staatlichen Verwaltungsaufgaben, die 
auf die Kreisverwaltung nach Art. 37 Abs. 2 durch 
Einzelgesetze übertragen werden, zu erfüllen. Unbe­
rührt bleibt die Zuständigkeit des Landratsamtes als 
Staatsbehörde (Art. 37 Abs. 1 Satz 2) und die Zu­
ständigkeit von Sonderbehörden.

(2) Zur Erledigung der staatlichen Aufgaben stel­
len die Landkreise die erforderlichen Einrichtungen 
zur Verfügung.

Art. 54
Zuständigkeit für den Gesetzesvollzug

(1) Der Vollzug der gesetzlichen Vorschriften im 
eigenen und im übertragenen Wirkungskreis und die 
Durchführung der gesetzmäßigen Anordnungen und 
Weisungen der Staatsbehörden obliegt dem Kreistag 
oder dem Kreisausschuß, in den Fällen des Art. 34 
dem Landrat.

(2) Hält der Landrat Beschlüsse des Kreistags oder 
seiner Ausschüsse für rechtswidrig, so hat er sie zu 
beanstanden, ihren Vollzug auszusetzen und, soweit 
erforderlich, die Entscheidung der Rechtsaufsichts­
behörde (Art. 96) herbeizuführen.
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Dritter Teil 

Wirtschafts­
und Haushaltsführung

1. Abschnitt
Kreisvcrmögen 
a) Allgemeines 

Art. 55
Erhaltung und Ergänzung des Vermögens

(1) Das Kreisvermögen ist in seinem Grundstock 
ungeschmälert zu erhalten. Es ist pfleglich und nach 
den Grundsätzen einer gesunden Wirtschaft zu ver­
walten. Es ist aus Mitteln des ordentlichen Haushalts 
zu unterhalten.

(2) Für die notwendige Erneuerung und für den 
sonst voraussehbaren Bedarf sind Rücklagen aus 
Mitteln des ordentlichen Haushalts anzusammeln.

Art. 56
Erwerb und Veräußerung 
von Vermögensgegenständen

(1) Vermögensgegenstände sollen nur erworben 
und veräußert werden, soweit die Erfüllung der Auf­
gaben des Landkreises es erfordert oder zuläßt.

(2) Beim Erwerb von Vermögensgegenständen sind 
Entgelte in der Regel aus Mitteln des ordentlichen 
Haushalts oder aus Rücklagen zu bestreiten, die aus 
Mitteln des ordentlichen Haushalts für diesen Zweck 
angesammelt wurden.

Art. 57
Genehmigungsvorbehalt

Der Landkreis bedarf der Genehmigung, wenn er 
Sachen, die einen besonderen wissenschaftlichen, ge­
schichtlichen oder künstlerischen Wert haben, beson­
ders Archive und Registraturen sowie Teile von sol­
chen, veräußern oder wesentlich verändern will.

Art. 58
Verwertung des Veräußerungserlöses

(1) Der Erlös aus der Veräußerung von Vermögens­
gegenständen ist zweckmäßig anzulegen oder zur 
außerordentlichen Tilgung von Darlehen zu verwen­
den. Werden Grundstücke veräußert, so sind nach 
Möglichkeit wieder Grundstücke zu beschaffen.

(2) Der Erlös darf auch zur Verminderung des Dar­
lehensbedarfes des außerordentlichen Haushaltsplans 
verwendet werden, wenn dieser Bedarf durch die 
notwendige Beschaffung von Vermögenswerten be­
dingt ist.

Art. 59
Zwangsvollstreckung in Kreisvermögen

(1) Vor Einleitung der Zwangsvollstreckung gegen 
den Landkreis wegen einer Geldforderung muß der 
Gläubiger eine beglaubigte Abschrift des vollstreck­
baren Titels der Rechtsaufsichtsbehörde zustellen. 
Die Zwangsvollstreckung darf erst einen Monat nach 
der Zustellung an die Rechtsaufsichtsbehörde be­
ginnen.

(2) Über das Vermögen des Landkreises findet ein 
Konkurs-  oder  gerichtliches  Vergleichsverfahren 
nicht statt.

b) Stiftungen 
Art. 60—62 
(aufgehoben)

2. Abschnitt
Wirtschaftliche Betätigung des Landkreises

Art. 63
Errichtung und Erweiterung 
wirtschaftlicher Unternehmen

(1) Der Landkreis darf unter Beachtung des Art. 51 
wirtschaftliche Unternehmen nur errichten, überneh­
men oder wesentlich erweitern, wenn
1. der öffentliche Zweck das Unternehmen rechtfer­
tigt,

2. das Unternehmen nach Art und Umfang in einem 
angemessenen Verhältnis zu der Leistungsfähig­

keit des Landkreises und zum voraussichtlichen
Bedarf steht,

3. der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich
durch einen anderen erfüllt wird oder erfüllt wer­
den kann.

(2) Wirtschaftliche Unternehmen des Landkreises 
dürfen keine wesentliche Schädigung und keine Auf­
saugung selbständiger Betriebe in Landwirtschaft, 
Handwerk, Handel, Gewerbe und Industrie bewirken.

(3) Unter Absätze 1 und 2 fallen nicht Unterneh­
men, zu deren Errichtung und Betrieb der Landkreis 
verpflichtet ist. Auch diese Unternehmen sind nach 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu verwalten.

(4) Bankunternehmen darf der Landkreis nicht er­
richten. Für das öffentliche Sparkassenwesen ver­
bleibt es bei den besonderer Vorschriften.

(5) Unternehmen eines Landkreises, die nicht auf 
das Gebiet des Landkreises beschränkt bleiben, be­
dürfen der Genehmigung.

Art. 64
Anzeigepflicht

Wenn der Landkreis wirtschaftliche Unternehmen 
errichten, übernehmen oder wesentlich erweitern 
will, so hat er der Rechtsaufsichtsbehörde (Art. 96) 
rechtzeitig, mindestens sechs Wochen vor Beginn 
oder Vergebung der Arbeiten oder vor Abschluß des 
Ubernahmevertrages, zu berichten. Aus dem Bericht 
muß zu ersehen sein, ob die gesetzlichen Vorausset­
zungen erfüllt sind und ob die Deckung der Kosten 
tatsächlich und rechtlich gesichert ist.

Art. 65
Beteiligung an wirtschaftlichen Unternehmen

(1) Der Landkreis darf sich an wirtschaftlichen Un­
ternehmen nur beteiligen, wenn die Voraussetzungen 
des Art. 63 Abs. 1 und 2 vorliegen und die Haftung 
des Landkreises auf einen bestimmten Betrag be­
grenzt wird. Art. 64 gilt entsprechend.

(2) Unberührt bleibt die Beteiligung von Landkrei­
sen an Zweckverbänden, denen ausschließlich Kör­
perschaften des öffentlichen Rechts angehören.

(3) Die Beteiligung an privatwirtschaftlichen Unter­
nehmen und solchen Unternehmen, an denen Privat­
personen beteiligt sind, bedarf der Genehmigung.

Art. 66
Vertretung im Fall der Beteiligung

(1) Vertreter des Landkreises in den Organen eines 
Unternehmens, an dem der Landkreis beteiligt ist, 
dürfen der Aufnahme von Darlehen nur nach vor­
herigem Beschluß des Kreistags oder des von ihm er­
mächtigten Kreisausschusses zustimmen. Gleiches gilt, 
wenn ein solches Unternehmen sich an einem anderen 
Unternehmen beteiligen will. Der Beschluß des Kreis­
tags oder Kreisausschusses bedarf in diesem Falle 
außerdem der Genehmigung.

(2) Werden Vertreter nach Absatz 1 aus ihrer Tätig­
keit haftbar gemacht, so hat ihnen der Landkreis den 
Schaden zu ersetzen, es sei denn, daß.sie ihn vorsätz­
lich oder grobfahrlässig herbeigeführt haben. Auch in 
diesem Fall ist der Landkreis schadensersatzpflichtig, 
wenn die Vertreter nach Anweisung gehandelt haben.

(3) Die Vertretungsmacht von Vertretern nach Ab­
satz 1 erlischt mit ihrem Ausscheiden aus dem berufs­
mäßigen oder ehrenamtlichen Dienst des Landkreises.

Art. 67
Verwaltung wirtschaftlicher Unternehmen

(1) Wirtschaftliche Unternehmen sollen einen Er­
trag für den Haushalt des Landkreises abwerfen.

(2) Die Einnahmen jedes Unternehmens sollen min­
destens alle Aufwendungen decken und neben einer 
marktüblichen Verzinsung des Eigenkapitals ange­
messene Rücklagen ermöglichen. Zu den Einnahmen 
gehören auch angemessene Vergütungen für die Lei­
stungen und Lieferungen des Unternehmens an den
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Landkreis oder an andere Unternehmen des Land­
kreises mit oder ohne eigene Rechtspersönlichkeit.
(3) Zu den Aufwendungen gehören auch die Steuern, 

die Zinsen für die zu Zwecken des Unternehmens 
aufgenommenen Schulden, angemessene Beträge für 
den Unterhaltungs- und Versorgungsaufwand, ange­
messene Abschreibungen, angemessene Vergütungen 
für die Leistungen und Lieferungen des Landkreises 
sowie anderer Unternehmen des Landkreises mit 
eigener oder ohne eigene Rechtspersönlichkeit, ferner 
angemessene Aufwands- und Gefahrenrückstellun-

Eigenbetriebe

(1) Für wirtschaftliche Unternehmen des Land­
kreises ohne eigene Rechtspersönlichkeit (Eigenbe­
triebe) bestellt der Kreistag eine Werkleitung und 
einen Werkausschuß. Die Werkleitung führt die lau­
fenden Geschäfte des Eigenbetriebes. Sie ist insoweit 
zur Vertretung nach außen befugt. Im übrigen be­
schließt über die Angelegenheiten des Eigenbetriebes 
der Werkausschuß, soweit nicht der Kreistag sich die 
Entscheidung allgemein vorbehält oder im Einzelfall 
an sich zieht. Der Werkausschuß ist ein weiterer be­
schließender Ausschuß im Sinne der Art. 29 und 49.

(2) Im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften wer­
den die Angelegenheiten des Eigenbetriebes durch 
eine Betriebssatzung geregelt. Diese muß nähere Be­
stimmungen über die Wirtschaftsführung, Vermö­
gensverwaltung und Rechnungslegung enthalten.

Art. 69
Monopolbetriebe

Bei Unternehmen, für die kein Wettbewerb gleich­
artiger Privatunternehmen besteht, darf der An­
schluß und die Belieferung nicht davon abhängig ge­
macht werden, daß auch andere Leistungen oder Lie­
ferungen abgenommen werden.

3. Abschnitt
Kreisschulden

Art. 70
Voraussetzungen der Darlehensaufnahme

(1) Der Landkreis darf Darlehen mit Ausnahme 
von Kassenkrediten nur zur Bestreitung eines außer­
ordentlichen und unabweisbaren Bedarfs und nur 
insoweit aufnehmen, als er zu einer anderweitigen 
Deckung nicht in der Lage ist.
(2) Der Aufwand für Verzinsung und Tilgung muß 

mit der dauernden Leistungsfähigkeit des Landkrei­
ses in Einklang stehen.

Art. 71
Genehmigung des Gesamtbetrages

(1) Der Gesamtbetrag der benötigten Darlehen ist 
im Rahmen des außerordentlichen Haushaltsplans 
festzusetzen. Er bedarf der Genehmigung.
(2) Darlehensermächtigungen im außerordentlichen 

Haushaltsplan erlöschen vorbehaltlich des Art. 82 
Nr. 4 mit dem Ablauf des Rechnungsjahres.

Art. 72
Genehmigung der Einzeldarlehen

(1) Der Landkreis bedarf zur Aufnahme der Dar­
lehen, deren Gesamtbetrag nach Art. 71 genehmigt 
worden ist, der Genehmigung. Gleiches gilt für den 
Abschluß von Rechtsgeschäften, die der Darlehens­
aufnahme wirtschaftlich gleichkommen. Der Geneh­
migung unterliegen auch Bürgschaftsverträge, Ge­
währverträge und verwandte Rechtsgeschäfte, die 
ein Einstehen für fremde Schuld oder für den Ein­
tritt oder Nichteintritt bestimmter Umstände zum 
Gegenstand haben.

(2) Genehmigungsfrei sind die ihrer Natur nach re­
gelmäßig wiederkehrenden Geschäfte der laufenden 
Verwaltung.

(3) Das Staatsministerium des Innern kann nach 
Anhörung  des  Staatsministeriums  der  Finanzen

durch Rechtsverordnung Darlehen und ihnen gleich­
kommende Rechtsgeschäfte von der Genehmigung 
freistellen, wenn bestimmte Wertgrenzen nicht über­
schritten werden oder wenn der Freistaat Bayern, 
der Bund oder eine öffentlich-rechtliche Anstalt oder 
Körperschaft sie geben oder ihre Verzinsung oder 
Tilgung ganz, teilweise oder befristet übernehmen.

Art. 73

Keine besonderen Sicherheiten

(1) Der Landkreis darf zur Sicherung des Dar­
lehensgebers keine besonderen Sicherheiten bestel­
len. Die Rechtsaufsichtsbehörde (Art. 96) kann Aus­
nahmen zulassen, wenn und soweit die Bestellung 
von Sicherheiten der Verkehrsübung entspricht.

(2) Die Bestellung und Übernahme von Grund­
pfandrechten für Kaufpreisreste beim Erwerb von 
Grundstücken bleibt unberührt.

Art. 74

Tilgung
(1) Darlehen zur Befriedigung wiederkehrender Be­

dürfnisse müssen bis zur Wiederkehr des Bedürfnis­
ses getilgt werden.
(2) Der Landkreis hat für jedes Darlehen einen Til­

gungsplan aufzustellen.
(3) Für Darlehen, die mit dem Gesamtbetrag fällig 
werden oder für die der Tilgungsplan eine von den 
Rückzahlungsbedingungen abweichende Tilgung vor­
sieht, sind die Tilgungsbeträge planmäßig anzusam­
meln und bereitzuhalten (Tilgungsrücklage).

Art. 75
Kassenkredite

(1) Der Landkreis darf Kredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben des ordentlichen Haushalts­
plans (Kassenkredite) nur bis zu dem in der Haus­
haltssatzung festgesetzten und von der Rechtsauf­
sichtsbehörde genehmigten Höchstbetrag aufnehmen. 
Die Genehmigung darf nur in Ausnahmefällen für 
einen höheren Betrag als für ein Sechstel des haus­
haltsmäßigen ordentlichen Einnahmesolls erteilt wer­
den. Kassenkredite, die im Zeitpunkt einer neuen Ge­
nehmigung noch nicht zurückgezahlt sind, sind in die 
neue Genehmigung einzurechnen. Die Genehmigung 
zur Aufnahme weiterer Kassenkredite erlischt unbe­
schadet der Vorschrift des Art. 82 Nr. 3 mit Ablauf 
des Rechnungsjahres.
(2) Kassenkredite dürfen nur aufgenommen wer­

den, wenn der Bedarf nicht aus der Betriebsmittel­
rücklage, zu deren Ansammlung jeder Landkreis ver­
pflichtet ist, gedeckt werden kann.
(3) Kassenkredite sind aus Einnahmen des ordent­

lichen Haushaltsplans innerhalb von neun Monaten 
zurückzuzahlen. Für Ausgaben des außerordentlichen 
Haushaltsplans dürfen sie nicht verwendet werden.

4. Abschnitt

Kreishaushalt

Art. 76

Rechnungsjahr

Das Rechnungsjahr des Staates ist auch das Rech­
nungsjahr des Landkreises.

Art. 77
Haushaltssatzung

Für jedes Rechnungsjahr hat der Landkreis eine 
Haushaltssatzung zu erlassen. Sie enthält die Fest­
setzung

1. des Haushaltsplans,
2. der Umlagensätze,
3. des Höchstbetrages der Kassenkredite,
4. des Gesamtbetrages der Darlehen, die zur Bestrei­
tung von Ausgaben des außerordentlichen Haus­
haltsplans bestimmt sind.
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Art. 78
Vorlage an die Rechtsaufsichtsbehörde 

Die Haushaltssatzung ist samt ihren Anlagen spä­
testens einen Monat vor Beginn des Rechnungsjahres 
der Rechtsaufsichtsbehörde vorzulegen.

Art. 79
Haushaltsplan

(1) Der im Rahmen der Haushaltssatzung zu be­
schließende Haushaltsplan muß alle voraussehbaren 
Einnahmen und Ausgaben des kommenden Rech­
nungsjahres enthalten. Der Kreistag ist dafür ver­
antwortlich, daß
a) der Haushaltsplan die Mittel bereitstellt, die er­
forderlich sind, um die dem Landkreis nach Ge­
setz und rechtlichen Verpflichtungen obliegenden 
Aufgaben zu erfüllen,

b) der Haushaltsplan unter Berücksichtigung et­
waiger Fehlbeträge aus Vorjahren ausgeglichen ist.

(2) Der Haushaltsplan muß einen Stellennachweis 
über alle Kreisbediensteten enthalten.

Art. 80
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

Die in öffentlicher Sitzung beschlossene Haushalts­
satzung ist samt ihren Anlagen eine Woche lang nach 
vorheriger ortsüblicher Bekanntgabe dieser Frist öf­
fentlich aufzulegen. Über Einwendungen, die gegen 
die Haushaltssatzung und ihre Anlagen erhoben wer­
den, beschließt der Kreistag in öffentlicher Sitzung. 

Art. 81
Genehmigung

(1) Die Haushaltssatzung bedarf der Genehmigung 
für
1. den Höchstbetrag der Kassenkredite, sofern dieser 
ein Sechstel des haushaltsmäßigen ordentlichen 
Einnahmesolls übersteigt,

2. den Darlehensbetrag im außerordentlichen Haus­
haltsplan.

(2) Die Satzung ist nach erteilter Genehmigung öf­
fentlich bekanntzumachen.

(3) Gleichzeitig mit der Bekanntmachung der Haus­
haltssatzung ist der Haushaltsplan eine Woche lang 
öffentlich aufzulegen.

Art. 82
Haushaltlose Zeit

Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des Rech­
nungsjahres noch nicht bekanntgemacht, so darf der 
Landkreis
1. im Rahmen der zur Verfügung stehenden Be­
triebsmittel nur die Ausgaben leisten, die bei spar­
samster Verwaltung nötig sind, um
a) die bestehenden Kreiseinrichtungen in geord­
netem Gang zu erhalten und den gesetzlichen 
Aufgaben und rechtlichen Verpflichtungen des 
Landkreises zu genügen,

b) Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen 
fortzusetzen, für die durch den Haushaltsplan 
eines Vorjahres bereits Beträge festgesetzt wor­
den sind, die haushaltsrechtlich noch veraus­
gabt werden können,

2. die feststehenden Einnahmen und die Einnahmen 
aus den für ein Rechnungsjahr festzusetzenden 
Umlagen und Abgaben nach den Sätzen des Vor­
jahres unbeschadet der späteren Anrechnung auf 
die endgültig geschuldeten Beträge forterheben,

3. im Rahmen der Festsetzung des Vorjahres noch 
nicht in Anspruch genommene Kassenkredite auf­
nehmen,

4. im Rahmen der Ansätze des außerordentlichen 
Haushaltsplans des Vorjahres noch nicht in An­
spruch genommene Darlehen aufnehmen.

Art. 83
Nachtragshaushaltssatzung

(1)  Die Haushaltssatzung kann im Laufe des Rech­
nungsjahres nur durch Nachtragssatzung geändert 
werden.

(2)  Der Landkreis ist zum Erlaß einer Nachtrags­
satzung verpflichtet, wenn sich im Laufe des Rech­
nungsjahres zeigt, daß
1. der im Haushaltsplan vorgesehene Ausgleich der 
Einnahmen und Ausgaben auch bei Ausnützung 
jeder Sparmöglichkeit nur durch eine Änderung 
der Haushaltssatzung erreicht werden kann,

2. über- und außerplanmäßige Ausgaben in erheb­
lichem Umfange geleistet werden müssen und 
hierdurch der Haushaltsausgleich gefährdet wird.

Art. 84
Bewirtschaftung der Haushaltsmittel

(1) Die Haushaltssatzung bildet die Grundlage für 
die Verwaltung aller Einnahmen und Ausgaben.

(2) Haushaltsmittel dürfen nur insoweit und nicht 
eher in Anspruch genommen werden, als es bei einer 
wirtschaftlichen und sparsamen Verwaltung erfor­
derlich ist.

(3) Vorhaben, deren Kosten aus Mitteln des außer­
ordentlichen Haushaltsplans ganz oder teilweise zu 
decken sind, dürfen erst in Angriff genommen wer­
den,  wenn  die  dafür vorgesehenen  Einnahmen 
eingegangen sind oder wenn ihr rechtzeitiger Ein­
gang rechtlich und tatsächlich gesichert ist.

(4) Anträge, die Ausgaben verursachen, dürfen nur 
gestellt werden,  wenn gleichzeitig Deckungsvor­
schläge gemacht werden.

Art. 85
Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben

(1) Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben, 
die zum ordentlichen Haushalt gehören, dürfen nur 
bei unabweisbarem Bedarf gemacht werden. Sie sind 
vom Kreistag zu beschließen, der gleichzeitig über 
die Deckung dieser Ausgaben zu befinden hat.

(2) Überplanmäßige und außerplanmäßige Aus­
gaben, die zum außerordentlichen Haushaltsplan ge­
hören, sind nur nach vorheriger Änderung des Haus­
haltsplans zulässig.

(3) Entsprechendes gilt für Maßnahmen, durch die 
im Haushaltsplan nicht vorgesehene Verbindlichkei­
ten des Landkreises entstehen können.

Art. 86
Haftung

(1) Landräte, deren Stellvertreter und Kreisräte 
sowie Kreisbedienstete, die vorsätzlich oder grob­
fahrlässig gegen die Vorschriften dieses Abschnittes 
verstoßen, haften dem Landkreis für den daraus ent­
stehenden Schaden.

(2) Die Haftung tritt nicht ein, wenn die getrof­
fenen Maßnahmen zur Abwendung einer nicht vor­
ausschaubaren dringenden Gefahr für den Landkreis 
erforderlich waren und dem Kreistag (Kreisausschuß) 
oder dem Landrat unverzüglich Anzeige erstattet 
worden ist.

5. Abschnitt
Kassen-, Reehnungs- und Prüfungswesen

Art. 87
! Kassenverwalter

(1) Der Landkreis ist verpflichtet, einen hauptamt­
lichen Kassenverwalter und einen Stellvertreter auf­
zustellen. Beide dürfen Zahlungen nicht selbst an­
ordnen.
(2) Der Kreiskassenverwalter führt die gesamten 

Kassengeschäfte des Landkreises. Sonderkassen der 
Eigenbetriebe und der rechtsfähigen Stiftungen wer­
den hierdurch nicht berührt.

Art. 88
Jahresrechnung; Inhalt

(1) Uber die Einnahmen und Ausgaben des Rech­
nungsjahres ist innerhalb von sechs Monaten nach 
seinem Abschluß Rechnung zu legen.

(2) Die Rechnung muß nachweisen:
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1. die für das Rechnungsjahr angefallenen Einnah­
men und Ausgaben im Vergleich zu den Ansätzen 
des Haushaltsplanes,

2. die am Ende des Rechnungsjahres verbliebenen 
Restbeträge,

3. den Stand des Kreisvermögens zu Beginn und am 
Ende des Rechnungsjahres und die in dessen Ver­
lauf eingetretenen Veränderungen.

Art. 89 
Prüfung

Der Landrat legt die Rechnung dem Kreisausschuß 
vor, der sie entweder selbs' prüft oder einem ande­
ren Ausschuß zur Prüfung überweist. Zur Prüfung 
können Sachverständige zugezogen werden. Uber die 
Beratungen sind Niederschriften aufzunehmen.

Art. 90
Gegenstand der Prüfung

Die Rechnungen und ihre Unterlagen sind insbe­
sondere daraufhin zu überprüfen, ob
1. der Haushaltsplan eingehalten ist,
2. die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rech­
nerisch nach den geltenden Vorschriften begrün­
det und belegt sind,

3. bei den Einnahmen und Ausgaben nach dem Ge­
setz und den sonstigen Vorschriften verfahren 
worden ist,

4. die Vermögensrechnung den geltenden Bestim­
mungen entspricht,

5. die Verwaltung zweckmäßig und wirtschaftlich ge­
führt worden ist.

Art. 91
Feststellung der Rechnung 

Nach Durchführung der Prüfung und Aufklärung 
etwaiger Unstimmigkeiten stellt der Kreistag die 
Rechnung in öffentlicher Sitzung fest.

Art. 92
Überörtliche Prüfung

(1) Anschließend findet die überörtliche Rechnungs­
prüfung durch den Bayerischen Prüfungsverband 
öffentlicher Kassen statt, soweit diese nicht durch die 
Rechtsaufsichtsbehörde erfolgt.

(2) Die Landkreise sind verpflichtet, dem Prü­
fungsverband öffentlicher Kassen als Mitglied bei­
zutreten.

(3) Im übrigen wird die überörtliche Prüfung des 
Haushalts-,  Kassen-  und  Rechnungswesens  der 
Landkreise sowie der Wirtschaftlichkeit und Zweck­
mäßigkeit ihrer Verwaltung durch Verordnung des 
Staatsministeriums des Innern geregelt.

Art. 93
Anerkennung der Rechnung

(1) Auf Grund des Ergebnisses der überörtlichen 
Prüfung beschließt der Kreistag in öffentlicher Sit­
zung endgültig über die Anerkennung der Rechnung.

(2) Will der Kreistag Beanstandungen der überört­
lichen Prüfung nicht berücksichtigen, so hat er die 
Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehörde (Art. 96) 
herbeizuführen.

Vierter Teil
Staatliche Aufsicht und 

Rechtsmittel 

1. Abschnitt 
Rechtsaufsicht und Fachaufsicht

Art. 94
Sinn der staatlichen Aufsicht 

Die Aufsichtsbehörden sollen die Landkreise bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben verständnisvoll bera­
ten, fördern und schützen sowie die Entschlußkraft 
und die Selbstverantwortung der Kreisorgane stär­
ken.

Art. 95
Inhalt und Grenzen der Aufsicht 

(1) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungs­
kreises (Art. 5) beschränkt sich die staatliche Auf­

sicht darauf, die Erfüllung der gesetzlich festgelegten 
und übernommenen öffentlich-rechtlichen Aufgaben 
und Verpflichtungen der Landkreise und die Gesetz­
mäßigkeit ihrer Verwaltungstätigkeit zu überwachen 
(Rechtsaufsicht).

(2) In den Angelegenheiten des übertragenen Wir­
kungskreises (Art. 6) erstreckt sich die staatliche 
Aufsicht auch auf die Handhabung des Verwaltungs­
ermessens der Landkreise (Fachaufsicht). Eingriffe 
in das Verwaltungsermessen sind auf die Fälle zu 
beschränken,
1. in denen das Gemeinwohl oder öffentlich-recht­
liche Ansprüche einzelner eine Weisung oder Ent­
scheidung erfordern oder

2. in denen die Bundesregierung nach Art. 84 Abs. 5 
oder 85 Abs. 3 des Grundgesetzes eine Weisung 
erteilt.

Art. 96
Rechtsaufsichtsbehörden

Die Rechtsaufsicht über die Landkreise obliegt der 
Regierung. Das Staatsministerium des Innern ist 
obere Rechtsaufsichtsbehörde der Landkreise.

Art. 97
Informationrecht

Die Rechtsaufsichtsbehörde ist befugt, sich jeder­
zeit über alle Angelegenheiten des Landkreises zu 
unterrichten. Sie kann insbesondere Anstalten und 
Einrichtungen des Landkreises besichtigen, die Ge­
schäfts- und Kassenführung prüfen sowie Berichte 
und Akten einfordern.

Art. 98
Beanstandungsrecht

Die  Rechtsaufsichtsbehörde  kann  rechtswidrige 
Beschlüsse und Verfügungen des Landkreises bean­
standen und ihre Aufhebung oder Änderung verlan­
gen. Bei Nichterfüllung öffentlich-rechtlicher Auf­
gaben oder Verpflichtungen kann die Rechtsaüfsichts- 
behörde den Landkreis zur Durchführung der not­
wendigen Maßnahmen auffordern.

Art. 99
Recht der Ersatzvornahme 

Kommt der Landkreis binnen einer ihm gesetzten 
angemessenen Frist den Anordnungen der Rechts­
aufsichtsbehörde nicht nach, so kann diese die not­
wendigen Maßnahmen an Stelle des Landkreises 
verfügen und vollziehen. Die Kosten trägt der Land­
kreis.

Art. 100
Bestellung eines Beauftragten

(1) Ist der geordnete Gang der Verwaltung durch 
Beschlußunfähigkeit des Kreistags oder durch seine 
Weigerung, gesetzmäßige Anordnungen der Rechts­
aufsichtsbehörde auszuführen, ernstlich behindert, 
so kann die Rechtsaufsichtsbehörde den Landrat er­
mächtigen, bis zur Behebung des gesetzwidrigen Zu­
standes für den Landkreis zu handeln.

(2) Weigert sich der Landrat oder ist er aus tat­
sächlichen oder rechtlichen Gründen verhindert, die 
Aufgaben nach Absatz 1 wahrzunehmen, so beauf­
tragt  die  Rechtsaufsichtsbehörde  den  gewählten 
Stellvertreter des Landrats, für den Landkreis zu 
handeln, solange es erforderlich ist. Ist kein gewähl­
ter Stellvertreter des Landrats vorhanden oder ist 
auch er verhindert oder nicht handlungswillig, so 
handelt die Rechtsaufsichtsbehörde für den Land­
kreis.
(3) Die Staatsregierung kann ferner, wenn sich der 

gesetzwidrige Zustand anders nicht beheben läßt, den 
Kreistag auflösen und Neuwahlen für den Rest der 
Wahlzeit anordnen.

Art. 101
Fachaufsichtsbehörden

Die Zuständigkeit zur Führung der Fachaufsicht 
auf den einzelnen Gebieten des übertragenen Wir-
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kungskreises bestimmt sich nach den hierfür gelten­
den besonderen Vorschriften.

Art. 102
Befugnisse der Fachaufsicht

(1) Die Fachaufsichtsbehörden können sich über 
Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises 
in gleicher Weise wie die Rechtsaufsichtsbehörden 
unterrichten (Art. 97). Sie können ferner dem Land­
kreis für die Behandlung übertragener Angelegen­
heiten unter Beachtung des Art. 95 Abs. 2 Satz 2 Wei­
sungen erteilen. Zu weitergehenden Eingriffen in die 
Landkreisverwaltung sind die Fachaufsichtsbehörden 
unbeschadet der Entscheidung über Widersprüche 
(Art. 105 Nr. 2) nicht befugt.

(2) Die Rechtsaufsichtsbehörden sind verpflichtet, 
die Fachaufsichtsbehörden bei der Durchführung 
ihrer gesetzlichen Aufgaben nötigenfalls unter An­
wendung der in den Art. 99 und 100 festgelegten Be­
fugnisse zu unterstützen.

Art. 103
Genehmigungsbehörde

(1) Die in diesem Gesetz vorgeschriebenen Geneh­
migungen erteilt, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
die Rechtsaufsichtsbehörde (Art. 96).

(2) Beschlüsse sowie Geschäfte des bürgerlichen 
Rechts erlangen Rechtswirksamkeit erst mit der Er­
teilung der nach diesem Gesetz erforderlichen Ge­
nehmigung.

(3) Die Anträge auf Erteilung der Genehmigungen 
sind ohne schuldhafte Verzögerung zu verbescheiden.

2. Abschnitt
Rechtsmittel

Art. 104 
(aufgehoben)

Art. 105
Erlaß des Widerspruchsbescheides (§ 73 VwGO) 

Den Widerspruchsbescheid erläßt
1. in Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises 
die Rechtsaufsichtsbehörde, die dabei auf die Prü­
fung der Rechtmäßigkeit beschränkt ist; zuvor hat 
die Selbstverwaltungsbehörde nach § 72 der Ver­
waltungsgerichtsordnung auch die Zweckmäßig­
keit zu überprüfen;

2. in Angelegenheiten des übertragenen Wirkungs­
kreises die Fachaufsichtsbehörde; ist Fachauf­
sichtsbehörde eine oberste Landesbehörde, so ent­
scheidet die Behörde, die den Verwaltungsakt er­
lassen hat. Art. 95 Abs. 2 Satz 2 findet keine An­
wendung.

Art. 106
Anfechtung aufsichtlicher Verwaltungsakte

(1) Über den Widerspruch gegen einen aufsicht­
lichen Verwaltungsakt entscheidet die nächsthöhere 
Behörde; ist die nächsthöhere Behörde eine oberste 
Landesbehörde, so entscheidet die Behörde, die den 
Verwaltungsakt erlassen hat (§ 73 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
der Verwaltungsgerichtsordnung).

(2) Ist der aufsichtliche Verwaltungsakt von einer 
obersten Landesbehörde erlassen, so entfällt der 
Widerspruch (§ 68 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 der Verwal­
tungsgerichtsordnung).

Fünfter Teil
Übergangs - und Schluß vor.Schriften

Art. 107
(gegenstandslos)

Art. 108
Inkrafttreten; Aufhebung älterer Bestimmungen

(1) Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt am 14. Fe­
bruar 1952 in Kraft.*)

(2) Gleichzeitig werden alle Vorschriften ungültig, 
deren Gegenstände in diesem Gesetz geregelt sind.
Insbesondere treten außer Kraft:
1. die Landkreisordnung vom 18. Februar 1946 (GVB1.
S. 229) mit allen Vollzugsvorschriften,

2. die bisher noch geltenden Teile der Bezirksord­
nung (Kreisordnung) vom 17. Oktober 1927 (GVB1. 
S. 225) mit allen Vollzugsvorschriften,

3. die für die Landkreise geltenden Vorschriften des 
Gemeindeschuldengesetzes vom 30. August 1933 
(GVB1. S. 261),

4. die Verordnung über die Bezirksämter vom 21. De­
zember 1908 (GVB1. S. 1121),

5. die Ministerialbekanntmachung über die Verein­
fachung der Verwaltung (Verbesserung des Ge­
schäftsgangs in der Behörde des Landratsamtes) 
vom 27. April 1943 (GVB1. S. 65),

6. die Art. 4—6, 12, 13 und 14 Abs. 2 und 3 des Poli­
zeistrafgesetzbuches für Bayern vom 26. Dezem­
ber 1871 (BayBS I S. 341) in der geltenden Fassung,

7. § 4 Abs. 1 des Gesetzes Nr. 115 über die Straßen­
baulast in Bayern vom 12. April 1948 (BayBS II 
S. 572).

Art. 109

Ausführungs- und Überleitungsvorschriften 

Das Staatsministerium des Innern erläßt die zum 
Vollzug dieses Gesetzes erforderlichen Ausführungs­
und Überleitungsvorschriften.  Es kann die Wirt­
schaftsführung der Landkreise im Rahmen dieses 
Gesetzes durch Verordnung näher regeln, insbe­
sondere
1. die Verwaltung und Nachweisung des Kreisver­
mögens,

2. die Wirtschaftsführung der Eigenbetriebe  des 
Landkreises,

3. die Ansammlung und Verwendung von Rücklagen,
4. die Aufstellung und Ausführung des Haushalts­
planes,

5. das Kassen- und Rechnungswesen,
6. die Anlegung der Gelder des Landkreises und der 
von ihm verwalteten Stiftungen.

Art. 110
Zunächst weitergeltendes Recht

(1) Bis zum Erlaß neuer Vorschriften gelten für die 
Wirtschafts-, Haushalts- und Kassenführung der 
Landkreise
1. die Eigenbetriebsverordnung vom 21. November 
1938 (BayBSErgB S. 56),

2. (aufgehoben),
3. die Rücklagenverordnung vom 5. Mai 1936 (BayBS 
ErgB S. 31),

4. die Verordnung über die Aufstellung und Aus­
führung  des  Haushaltsplanes  der  Gemeinden 
(GemHV) vom 4. September 1937  (BayBSErgB
S. 33),

5. die Verordnung über das Kassen- und Rechnungs­
wesen der Gemeinden (KuRV) vom 2. November 
1938 (BayBSErgB S. 41).

(2) Die Anwendung dieser Bestimmungen darf den 
Grundsätzen dieses Gesetzes nicht widersprechen.

*) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in 
■der Fassung vom 16. Februar 1952 (GVB1. S. 39). Der Zeit­
punkt des Inkrafttretens der späteren Änderungen ergibt 
sich aus den Änderungsgesetzen.
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